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Anderungen

Datum Anderung Anderung vorgenommen

Nr. 3.1.4: Anpassung Tabelle Zuordnung Ausgaben an

12.10.2018 Kostenpositionen It. Finanzierungsplan in ZUWES Il
26.11.2018 Nr. 3.1.4: Anpassung Tabelle Aufteilungsschliissel
Erganzung in Nr. 2.3.1.1: Dienstreisen sind durch den Arbeitgeber
27.11.2018 ) .
(Zuwendungsempfanger) zu genehmigen.
Erganzung zu 1.2.14 Mitteilungspflichten
26.03.2019
2.2.15 Anpassung der Regelungen zur Altersteilzeit
07.05.2019 Erganzung Nr. 2.2.10 zu Stundennachweisen
04.06.2019 Anpassung Nr. 2.3.1.5 und Nr. 2.3.1.10 an aktuelle Rechtslage
Nr. 2.2.5 wurde zu Nr. 1.2.9
22.06.2020 Nr. 2.2.5 erganzt: weitere Tarifvertrage als Forderhtéchstgrenze
anerkennbar
Anpassung an Anderung der Forderrichtlinie
01.07.2020 Anpassung Forderlaufzeit

Nr. 2.3.4.1 Anpassung Grenzwert fur die Inventarisierungspflicht
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1. Fordergrundsatze

1.1 Rechtlicher Rahmen der Férderung

Den rechtlichen Rahmen flr die Forderung des ESF-Bundesprogramms “ ,Elternchance Il -
Familien fruh fir Bildung gewinnen® bilden:

- die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen Uber den Européischen
Fonds fur regionale Entwicklung, den Europaischen Sozialfonds, den Kohasions-
fonds, den Europaischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen
Raums und den Européischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen
Bestimmungen utber den Européischen Fonds fiur regionale Entwicklung, den Euro-
paischen Sozialfonds, den Kohé&sionsfonds und den Europaischen Meeres- und
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates;

- die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 17. Dezember 2013 Uber den Europaischen Sozialfonds und zur Aufhebung
der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates;

- das Operationelle Programm (OP) des Bundes fiir den Europédischen Sozialfonds
(ESF) fur die Forderperiode 2014-2020 (CCl: 2014DEO5SFOP002);

- die Forderrichtlinie des Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) zum ESF-Bundesprogramm ,Elternchance Il — Familien fruh fur
Bildung gewinnen“ vom 01.06.2015;

- die Anderung der Forderrichtlinie des ESF-Bundesprogramms ,Elternchance Il —
Familien frih fir Bildung gewinnen“ vom 17.06.2020

- die nationalen Bestimmungen, insbesondere 88 23, 44 Bundeshaushaltsordnung
(BHO) sowie die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften (VV) zu den 8§ 23, 44 BHO;

- die Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung
(ANBest-P) bzw. Allgemeinen Nebenbestimmungen fur Zuwendungen zur Projekt-
forderung an Gebietskorperschaften und Zusammenschliisse von Gebietskorper-
schaften (ANBest-Gk);

- jegliche delegierte Rechtsakte der EU-KOM und Durchfiihrungsbestimmungen, die
in Verbindung mit der Strukturférderung stehen und erlassen wurden bzw. erlassen
werden.

Die bezeichneten Rechtsgrundlagen sowie erganzende Merkblatter kénnen im Internet unter
www.esf-regiestelle.de/foerderperiode-2014-2020/elternchance-ii-familien-frueh-fuer-bildung-
gewinnen/downloads.html abgerufen werden.

Das ESF-Bundesprogramm ,Elternchance Il — Familien frih fur Bildung gewinnen® ist gemaf3
Artikel 3 Absatz 1 lit. a) der Verordnung (EU) 1304/2013 dem thematischen Ziel
»investitionen in Bildung, Ausbildung, und Berufshildung fir Kompetenzen und lebenslanges
Lernen” und der Investitionsprioritat iii) ,Forderung des gleichen Zugangs zum lebenslangen
Lernen fur alle Altersgruppen im formalen, nicht formalen und informalen Rahmen,
Steigerung des Wissens sowie der Fahigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskréafte sowie
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die Forderung flexibler Bildungswege unter anderem durch Berufsberatung und die
Bestatigung erworbener Kompetenzen“ zugeordnet.

Das Bundesamt fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) verfolgt als
bewilligende Behotrde das Ziel, die Forderantrage, Mittelanforderungen und Verwendungs-
nachweise der Projekte schnellstmdglich zu bearbeiten. Die Projektverantwortlichen konnen
hierzu eine aktive Unterstiitzung leisten, indem sie die nachfolgenden Hinweise aufmerksam
durchlesen und die entsprechenden Regelungen in der Projektumsetzung bericksichtigen.
Bei Fragen die Antragstellung, Abrechnung oder den Verwendungsnachweis betreffend steht
den Projektverantwortlichen das Referat 403 des BAFzA zur Verfligung:

Bundesamt fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA)
Referat 403

Von-Gablenz-Stral3e 2-4, 50679 Kdln

Postanschrift: 50964 Koln

Tel.: 0221/3673-4458, -4468

oder per E-Mail: elternchance@bafza.bund.de

Fur fachlich-inhaltliche Fragen ist zustandig:

Stiftung SPI (Sozialpadagogisches Institut Berlin ,\Walter May*)
Servicestelle Elternchance

Alexanderstral3e 1

10178 Berlin

Telefon: 030/39063460

E-Mail: servicestellen-esf@stiftung-spi.de

1.2 Grundséatze der Forderung

1.2.1 Antragsberechtigt fur die zweite FoOrderphase des ESF-Bundesprogramms
.Elternchance Il — Familien frih fur Bildung gewinnen® vom 01.01.2019 bis
31.12.2021 sind bundesweit tatige Trager der Familienbildung als juristische Perso-
nen des Privatrechts mit Sitz in Deutschland,

- die Uber eine ausdifferenzierte Mitglieds- beziehungsweise Organisationsstruktur
bis auf die lokale Ebene sowie

- Uber ausgewiesene Erfahrung mit der Durchfihrung von Qualifizierungen fir
Fachkrafte der Eltern- und Familienbildung verfligen und

- die bereits in der ersten Forderphase vom 01.08.2015 bis 31.12.2018 gefordert
wurden.

1.2.2 Zuwendungsfahig sind nur die Ausgaben, die dem Zuwendungszweck entsprechen,
der in der Forderrichtlinie zum ESF-Bundesprogramm ,Elternchance 1l — Familien
frih fur Bildung gewinnen* des BMFSFJ vom 01.06.2015 mit Anderung vom
17.06.2020 definiert ist.

1.2.3 Erstattungsfahig sind zuwendungsféhige Ausgaben, die im Bewilligungszeitraum,
also nach dem im Zuwendungsbescheid festgelegten Projektbeginn und vor Ende
des Bewilligungszeitraumes (1) entstanden, (2) kassenwirksam bezahlt worden sind
und (3) anhand von Einzelbelegen nachgewiesen werden.
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124

125

1.2.6

1.2.7

In Einzelfallen kénnen auch noch nach dem Ende des Bewilligungszeitraumes
geleistete Ausgaben als zuwendungsfahig anerkannt werden, wenn der Rechtsgrund
der Zahlung innerhalb des Bewilligungszeitraumes lag.

Kalkulatorische Kosten durfen grundséatzlich nicht berticksichtigt werden. Ausnahme
hiervon ist die Verwaltungskostenpauschale gemafd Art. 68 Abs. 1 lit. b) VO (EU)
1303/2013 in Hohe von 7 Prozent der forderfahigen direkten Personalkosten inklusive
Honorarausgaben zur Deckung der Gemeinkosten (siehe hierzu Nr. 2.3.12).

Eine Finanzierung von MalRhahmen oder Teilabschnitten von MaRnahmen, die vor
der Bewilligung der Férderung begonnen worden ist, ist ausgeschlossen, es sei denn,
es erfolgte die Zustimmung zum vorzeitigen MalRBhahmenbeginn. Die Zustimmung
des BAFzA zu einem vorzeitigen Malinahmenbeginn ist schriftich beim BAFzA in
Verbindung mit der Antragseinreichung zur zweiten Férderphase zu beantragen und
entsprechend zu begriinden.

Die Genehmigung des vorzeitigen Maflinahmenbeginns begrindet weder einen
Anspruch auf Zahlung noch auf eine spatere Forderung. Die projektbezogenen
Ausgaben fir die Zeit vom vorzeitigen Mal3nahmenbeginn bis zur Bewilligung der
Zuwendung muss der Zuwendungsempfanger aus Offentlichen und/oder privaten
Kofinanzierungsmitteln vorfinanzieren. Es kommt weder zu einer Festlegung von
Haushaltsmitteln noch zu einer Auszahlung.

Nach erfolgter Bewilligung des Forderantrages kdnnen jedoch die vorzeitig entstan-
denen forderfahigen Ausgaben abgerechnet werden.

Unverbindliche Vorbereitungshandlungen stellen keinen vorzeitigen Mal3nahmenbe-
ginn dar. Die Durchfiihrung eines Markterkundungs- bzw. eines Vergabeverfahrens
wird als unverbindliche Vorbereitungshandlung gewertet, solange hieraus keine
vertraglichen Hauptpflichten entstehen. Sofern vor dem Bewilligungszeitraum oder
vor der Genehmigung eines vorzeitigen Maf3nahmenbeginns durch das BAFzA von
dem potentiellen Zuwendungsempfanger Vertradge mit Dritten abgeschlossen werden,
sind diese mit einer Rucktrittsklausel zu versehen und vor Vertragsschluss dem
BAFzA vorzulegen.

Projekte konnen nur unter der Voraussetzung gefoérdert werden, dass die
Gesamtfinanzierung wahrend der Forderphase sichergestellt ist.

Weiterhin ist erforderlich, dass die Abrechnung der Projekte den Grundsatzen einer
ordnungsgemaéaRen Buchfuhrung/Geschaftsfliihrung entspricht. Hierzu zéhlt insbeson-
dere, dass

- die Buchfuhrung klar und tbersichtlich ist, d. h.
0 sachgerecht organisiert,
0 Buchungen nicht unleserlich zu machen sind,
o keine Bleistifteintragungen vorzunehmen sind,

- alle Buchungsvorgange das Projekt betreffend fortlaufend, vollstandig, rechne-
risch richtig, zeitgerecht sowie sachlich geordnet gebucht werden; hierzu stellt das
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1.2.8

1.2.9

1.2.10

1211

1.2.12

1.2.13

1.2.14

BAFzA als bewilligende Behodrde das Online-Férderportal ZUWES Il zur Verfi-
gung,

- jeder Buchung ein Beleg zugrunde liegt,
- die Buchfuhrungsunterlagen ordnungsgeman aufbewahrt werden,
- fachlich geeignetes Personal die Buch-/Geschaftsfiihrung sicherstellt.

Mit dem Antrag ist eine Bank- bzw. Bonitatsauskunft der Hausbank vorzulegen, um
die Bonitat prifen zu kdnnen.

Sofern der Zuwendungsempfanger seine Ausgaben zu mehr als 50 Prozent (bezogen
auf den Gesamtbetrieb) aus offentlichen Zuwendungen bestreitet, darf er seine
Beschaftigten nicht besser stellen als vergleichbare Bedienstete des Bundes. Im
Rahmen der Antragstellung muss der Antragsteller deshalb verbindlich erkléaren, ob
er dem ,Besserstellungsverbot” unterliegt und ggf. nachweisen, dass er nicht gegen
das Besserstellungsverbot verstolit.

Der Forderantrag, alle Mittelanforderungen, alle Finanzberichte und der
Verwendungsnachweis mussen rechtsverbindlich von der/den berechtigten Per-
son/en unterschrieben werden. Die Berechtigung zur rechtsverbindlichen Unterschrift
fur den Antragsteller ergibt sich z. B. aus dem Auszug aus dem Vereins- oder Han-
delsregister, in Verbindung mit dem Gesellschaftsvertrag oder der Vereinssatzung.

Die Fordermittel missen nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
i.S.d. Nr. 1.1 ANBest-P/-Gk verwendet werden. Rabatte und Skonti missen abgezo-
gen werden. Nicht abgezogene Rabatte oder Skonti sind nicht erstattungsfahig.

Bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsauftragen durch den Projekttrager ist
das Vergaberecht zu beachten. Alle relevanten Informationen zum Thema Vergabe
sind der jeweils aktuellen Fassung des Vergabemerkblatts zu entnehmen, welches
Bestandteil des Zuwendungsbescheides ist und das im Downloadbereich der Home-
page der ESF-Regiestelle (www.esf-regiestelle.de) abgerufen werden kann.

Soweit im Projekt Ausgaben abgerechnet werden, die in Zusammenhang mit einer
erforderlichen Vergabe stehen, hat der Zuwendungsempfanger neben den zahlungs-
begriindenden Unterlagen auch die Vergabedokumentation (Vergabevermerke,
Vergleichsangebote und ggf. Kriterien zur Bewertung) im Rahmen der Prifung
vorzulegen und diese in das online-gestutzte Vorsystem ZUWES Il hochzuladen.

Bei der Antragstellung ist anzugeben, ob der Trager fur dieses Vorhaben
vorsteuerabzugsberechtigt ist oder nicht.

Liegt eine Vorsteuerabzugsberechtigung vor, sind nur die Nettobetrdge zuwendungs-
fahig, d. h. die Umsatzsteuer darf nicht bei der Abrechnung berucksichtigt werden.
Liegt keine Vorsteuerabzugsberechtigung vor, ist die Umsatzsteuer erstattungsfahig.

Das BAFzA als bewilligende Behdrde, das BMFSFJ, das Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales (BMAS), die Europdische Kommission, der Bundesrechnungshof,
der Européische Rechnungshof sowie das Europaische Amt fiir Betrugsbekampfung
(OLAF) und von diesen Stellen mit der Prifung Beauftragte sind jederzeit befugt, die
Mittelverwendung beim Projekttrager zu prifen. Im Rahmen der Prifung kénnen die

Seite 8 von 39


http://www.esf-regiestelle.de/

1.2.15

von den o.g. Stellen mit der Prifung beauftragten Personen Einsicht in alle zuwen-
dungsrechtlich relevanten Unterlagen sowie in Vertrage, Biicher und Buchhaltungs-
unterlagen nehmen und auch vor Ort prifen. Der Projekttrdger sowie alle mit der
Projektdurchfiihrung befassten Stellen sind den mit der Prifung Beauftragten zur
Auskunft und Kooperation verpflichtet.

Die mit der Durchfihrung des Projektes befassten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sind sowohl schriftlich als auch muindlich gegeniber den zur Prufung berechtigten
Stellen auskunftspflichtig. Sie sind verpflichtet zur kooperativen Zusammenarbeit
sowie dazu, dem Zuwendungsgeber auf Verlangen alle projektbezogenen Informatio-
nen bereitzustellen.

Auf die Mitteilungspflichten gemal dem Nr. 1.4 des Zuwendungsbescheides sowie Nr. 5 der
ANBest-P wird ausdriicklich hingewiesen. Insbesondere sind davon betroffen: Umstande, die
die Durchfiihrung des Projektes gemal3 Antrag gefahrden oder nicht méglich machen sowie
Wechsel in der Rechtstréagerschaft.

1.2.16

1.2.17

Die ,Richtlinie der Bundesregierung zur Korruptionspravention in der Bundesverwal-
tung“ (abrufbar unter www.bmi.bund.de) ist durch den Projekttrager in der Projek-
tumsetzung sinngeman anzuwenden.

Der Zahlungsfluss kann insbesondere durch folgende Unterlagen nachgewiesen
werden (vgl. Anhang | ,Nachweis Personalausgaben und Personalgestellung®):

- Kontoauszug sowie entsprechende Ausdrucke bei Online-Banking. Uberweisun-
gen, die das Projekt im Rahmen des ESF-Bundesprogramms ,Elternchance Il -
Familien frah far Bildung gewinnen® nicht betreffen, kbnnen geschwarzt werden.
Der Kontoauszug/-druck muss der entsprechenden Rechnung zuzuordnen sein,
z. B. durch Angabe des Empfangers und des Verwendungszwecks der Uberwei-
sung.

- Als Ausnahme davon kann als Zahlungsflussnachweis grundsatzlich anerkannt
werden:

a) fur die Zahlung der Lohnsteuer an das Finanzamt eine ,,Bescheinigung in
Steuersachen” vom Finanzamt

b) fur die Zahlung der Sozialversicherungsbeitrage an die Krankenkasse eine
»Unbedenklichkeitsbescheinigung“ von der Krankenkasse

- Kassenbuchauszug bei Barzahlung.

In begriindeten Ausnahmefallen kénnen Ausdrucke der Kontenblatter eines Buchhal-
tungsprogramms, aus denen die Zahlung ersichtlich ist (z. B. Konto ,Bank"), als
Nachweis dienen. Das Buchhaltungsprogramm muss in diesem Fall den ,Grundsat-
zen zur ordnungsmafigen Fuhrung und Aufbewahrung von Blchern, Aufzeichnungen
und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff* (GoBD) genlgen. Ein
Zertifikat ist dem BAFzA vorzulegen. Gangige und akzeptierte Bescheinigungen sind:

- ITSG
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1.2.18

1.2.19

- IDW PS 880.

Wenn der Projekttrager Uber ,,Online-Banking“ seine Rechnungen bezahlt, muss auf
dem Originalbeleg das Merkmal, mit dem sich der Beleg einer bestimmten Zahlung
eindeutig zuordnen lasst, ersichtlich sein (z. B. Zahlungstag, Belegnummer).

Fur das Projekt missen die Belege getrennt von anderen Geschaftsvorfallen des
Tragers nach dem bewilligten Finanzierungsplan chronologisch und nach Einnahmen
und Ausgaben getrennt erfasst werden. Eine gesonderte Kontoftihrung ist nicht
erforderlich, sofern die Belege eindeutig Uber ihren Buchungsschlissel und die
Projektnummer dem Projekt zugeordnet werden kdnnen.

Fur Prifungen missen alle Projektunterlagen bis funf Jahre ab dem Datum des
Prifbescheides zum Verwendungsnachweis aufbewahrt werden, sofern nicht der
Prifbescheid eine andere Frist nennt und sich nicht aus nationalen Vorschriften eine
langere Belegaufbewahrungsfrist ergibt. Aufzubewahren sind die Unterlagen im
Original oder auf Bild- oder Datentragern, die den Grundséatzen der ordnungsgema-
Ren Buchfiihrung entsprechen. Diese Regelung gilt im Falle der Weiterleitung (siehe
Nr. 4.1) auch fur sdmtliche Belege des Letztempfangers. Ein kurzfristiger Zugriff auf
die Unterlagen auch beim Letztempféanger muss innerhalb dieser Frist méglich sein.

Das Prinzip der Additionalitat ist zu beachten. Dieses besagt, dass Finanzmittel der
EU-Strukturfonds nur unter der Voraussetzung bereitgestellt werden dirfen, dass
hierdurch keine offentlichen Strukturausgaben eines Staates ersetzt werden (,,Zusétz-
lichkeit der Mittel*). ESF-Mittel durfen nur zusatzlich zu den nationalen Pflichtaufga-
ben eingesetzt werden. Anspriiche auf staatliche Pflichtleistungen gegentber dem
Bund, dem Land oder der Kommune dirfen nicht durch ESF-Mittel ersetzt werden.

2. Finanzierung

2.1
2.1.1

2.1.2

2.1.3

214

Art und Umfang der Zuwendung

Der Bewilligungszeitraum der zweiten Forderphase des ESF-Bundesprogramms
.Elternchance Il — Familien frih fir Bildung gewinnen“ beginnt am 01.01.2019 und
endet am 31.12.2021. Die Antrédge werden grundsatzlich fir den gesamten Bewilli-
gungszeitraum bewilligt.

Die Zuwendung wird als eine nicht riickzahlbare Zuwendung aus Mitteln des ESF und
aus Mitteln des Bundes im Wege der Projektférderung gewahrt.

Die Zuwendung wird als Fehlbedarfsfinanzierung gewahrt. Das heil3t die Zuwendung
deckt den Bedarf, der insoweit verbleibt, als der Zuwendungsempféanger die Ausga-
ben nicht durch eigene oder dritte Mittel zu decken vermag. Es missen die projekt-
bezogenen Ausgaben vorrangig aus 6ffentlichen und privaten Eigen- oder Drittmitteln
finanziert werden. Reichen diese Mittel flr die Finanzierung der Malinahme nicht aus,
kann der tatsachliche Fehlbetrag aus ESF- und Bundesmitteln geférdert werden.
Samtliche, auch zusatzliche, Einnahmen mussen durch den Zuwendungsempfanger
in den Beleglisten des Online-Forderportals ZUWES |l erfasst werden. Im Zuwen-
dungsbescheid wird ein Hochstbetrag fur zuwendungsfahige Ausgaben festgelegt.

Der vom BAFzA bewilligte Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses
sowie hinsichtlich der Einzelansatze verbindlich (siehe Nr. 1.2 ANBest-P/-Gk). Die
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2.15

2.1.6

2.1.7

2.2

Einzelansétze durfen bis zu einer Hohe von 20 Prozent Uberschritten werden, soweit
die Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelanséatzen
ausgeglichen werden kann; eine dariiber hinausgehende Uberschreitung ist geneh-
migungsbediirftig und beim BAFzA als bewilligender Behdrde mittels eines Ande-
rungsantrages mit Begrindung im Online-Foérderportal ZUWES 1l zu beantragen.
Dabei ist zu beachten, dass es sich hierbei immer um eine Einzelfallentscheidung
handelt, die gesondert zu prifen ist. Ein geédnderter Finanzierungsplan ist dem Antrag
beizufiigen.

Die H6he der Maximalzuwendung (Hochstbetrag) ergibt sich aus dem Zuwendungs-
bescheid. Erm&Rigen sich nach der Bewilligung die im Finanzierungsplan veran-
schlagten Gesamtausgaben, erhthen sich die Deckungsmittel oder treten neue
Deckungsmittel hinzu, so erm&Rigt sich die Zuwendung nach Nr. 2.1.2 ANBest-P/-Gk
um den entsprechenden Betrag.

Nicht verausgabte ESF-Mittel kdonnen nur auf Antrag des Projekttragers mit
entsprechender Begrindung in das nachfolgende Jahr innerhalb des Bewilligungs-
zeitraumes Ubertragen werden. Dies ist schriftlich, grundsatzlich mindestens sechs
Wochen vor Ablauf des jeweiligen Haushaltsjahres, beim BAFzA als bewilligender
Behdrde tiber einen Anderungsantrag im Online-Férderportal ZUWES Il zu beantra-
gen und entsprechend zu begrinden. Dem Antrag ist ein gednderter Finanzierungs-
plan beizufiigen. Eine Ubertragung nicht verausgabter Bundesmittel am Ende des
Haushaltsjahres ist nicht moglich.

Die maximale Zuschusshéhe (Interventionssatz) fur eine Foérderung aus dem ESF
betragt 50 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben in starker entwickelten Regio-
nen (Alte Bundeslander einschlie3lich Berlin und die Region Leipzig, ohne die Region
Lineburg), 60 Prozent in der Ubergangsregion Lineburg und 80 Prozent in allen
anderen Ubergangsregionen (Neue Bundeslander ohne Berlin und ohne die Region

Leipzig).

Somit sind mindestens 50 Prozent der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben in
starker entwickelten Regionen, mindestens 40 Prozent der zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben in der Ubergangsregion Liineburg und mindestens 20 Prozent der
zuwendungsfahigen Gesamtausgaben in allen anderen Ubergangsregionen von den
Zuwendungsempfangern aus Eigen- und/oder Drittmitteln (nationale Kofinanzierung)
zu decken.

Die vorgenannten ESF-Kofinanzierungssatze richten sich nach dem Standort der
Qualifizierungsmafinahme (Kurs), nicht nach dem Sitz des Tragers. Dabei erfolgt fur
die Ausgaben ggf. eine Aufteilung nach einem Umlageschliissel oder eine spitze
Zuordnung zu einer Regionenkategorie (siehe Nr. 3.4).

Die nationale Kofinanzierung setzt sich aus den Eigenmitteln des Antragstellers,
privaten Drittmitteln (zum Beispiel Teilnehmerbeitrdge) und Mitteln des Bundes
zusammen.

Personalausgaben

Zum Nachweis der Personalausgaben sind die Hinweise in der Anlage ,Nachweis
Personalausgaben und Personalgestellung” zu diesem Finanztechnischen Forderleitfaden zu
beachten.
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2.2.1

2.2.2

2.2.3

224

Personalausgaben sind Aufwendungen fir das zur Durchfihrung des ESF-
Bundesprogramms ,Elternchance Il — Familien frih fir Bildung gewinnen*“ bendtigte
Personal, das in einem sozialversicherungspflichtigen Beschéaftigungsverhaltnis oder
Beamtenverhaltnis bzw. einem vergleichbaren Status beim Zuwendungsempfanger
steht.

Zuwendungsfahige Personalausgaben umfassen das Arbeitnehmer-Bruttoentgelt
(inklusive der Jahressonderzahlung und vermoégenswirksamen Leistungen; siehe
Anhang | ,Nachweis Personalausgaben und Personalgestellung”) und die gesetzlich
vorgeschriebenen Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung. Zuséatzlich kdnnen
sowohl die Umlagen U1, U2 und Insolvenzgeldumlage als auch vertraglich vereinbar-
te zusatzliche Anteile des Arbeitgebers zur Altersvorsorge als zuwendungsfahig
anerkannt werden (siehe Nr. 2.2.11).

Beamte und sonstige Offentlich Bedienstete sind durch eine schriftliche
Abordnungsverfiigung der zustandigen Behdrde dem Projekt zuzuweisen.

Die Ausgaben fur das Projektpersonal sind in Héhe von bis zu 12,5 Prozent der fir
das Projekt (d.h. pro Regionenkategorie) im Zuwendungsbescheid bewilligten Ge-
samtausgaben fur den gesamten Bewilligungszeitraum zuwendungsfahig.

Die Deckelung der direkten Personalausgaben auf 12,5 Prozent der bewilligten
Gesamtausgaben bezieht sich auf jedes Projekt entsprechend der Regionenkategorie, nicht
auf das Gesamtvorhaben! In jeder Regionenkategorie sind die Personalausgaben auf 12,5
Prozent der Gesamtausgaben gedeckelt.

Im Zuwendungsbescheid ist ein Hochstbetrag fir die maximal zuwendungsfahigen
Personalausgaben festgesetzt. Sollten sich die zuwendungsfahigen Gesamtausga-
ben wahrend des Bewilligungszeitraumes reduzieren, hat dies keine Auswirkungen
auf den im urspringlichen Zuwendungsbescheid festgesetzten Hochstbetrag der
zuwendungsfahigen Personalausgaben.

Beispiel 1

Gesamtausgaben davon Personalausgaben

2019 100.000,00 Euro 12.500,00 Euro = 12,50 Prozent
2020 150.000,00 Euro 18.750,00 Euro = 12,50 Prozent
2021 100.000,00 Euro 12.500,00 Euro =12,50 Prozent

2019-2021 350.000,00 Euro 43.750,00 Euro = 12,50 Prozent
Beispiel 2

Gesamtausgaben davon Personalausgaben

2019 100.000,00 Euro 13.000,00 Euro = 13,00 Prozent
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2020 150.000,00 Euro 15.000,00 Euro =10,00 Prozent

2021 100.000,00 Euro 12.500,00 Euro = 12,50 Prozent

2019-2020 350.000,00 Euro 40.500,00 Euro = 11,57 Prozent

2.2.5 Personalausgaben werden nach dem Tarifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst (TV6D),
Bereich Bund, gewahrt. Die Bewertung des Arbeitsplatzes erfolgt nach den im Projekt
tatsachlich ausgelbten Tatigkeiten. Hohere Entgelte als nach dem TV6D Bund sowie
sonstige uber- und aul3ertarifliche Leistungen durfen nicht gewahrt werden.

Ausnahme: Unterliegt der Zuwendungsempfanger einem der folgenden Tarifvertré-
ge', kénnen die Entgelte gem&R den geltenden Bestimmungen dieses Tarifvertrages
anerkannt werden: TV6D-VKA, TV6D-SuE, TV-L, TV AWO, AVR Caritas.

2.2.6 Die Geltendmachung der Personalausgaben erfolgt vorbehaltlich einer Prufung der
Angemessenheit der Einstufung in Bezug auf die im Projekt ausgelbten Tatigkeiten.
Die Eingruppierung im Projekt darf nur unter der Berucksichtigung der konkreten
Aufgabe im Projekt und der erforderlichen Qualifikation erfolgen. Fir jede beantragte
Personalstelle sind aussagekraftige Qualifikationsnachweise und eine Téatigkeitsdar-
stellung einzureichen. Die Tatigkeitsdarstellung soll es ermdglichen, die Angemes-
senheit der Eingruppierung sowie den prozentualen Umfang der Tatigkeit
(Stellenanteil) fur das Projekt eindeutig beurteilen zu kénnen.

Grundsatzlich gelten fir die Eingruppierung des Projektpersonals folgende Hochst-
grenzen:

Projektleitung E 13 Tv6D Bund

Bei Vorliegen eines Hochschulabschlusses (Master
oder  vergleichbarer  Abschluss) und  unter
Bertcksichtigung der definierten Anforderungen im
Stellenprofil ist eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe
E 13 mdoglich.

Projektpersonal E 9 b bis E 11 TV6D Bund

Bei  Vorliegen eines  Fachhochschul-  oder
Hochschulabschlusses (Bachelor oder vergleichbarer
Abschluss) und unter Berucksichtigung der
definierten Anforderungen im Stellenprofil ist eine
Zuordnung bis zur Entgeltgruppe E 11 méglich.

Sonstiges Personal E 5 bis E 9a TV6D Bund

Bei Vorliegen einer abgeschlossenen Berufsausbil-

! Fur den Zuwendungsempfanger muss der Tarifvertrag vollstandig gelten; eine Geltung ,in
Anlehnung" ist fur die Anerkennung abweichender Entgelte zum TV6D-Bund nicht ausreichend und
kann grundsatzlich nicht akzeptiert werden. Es gilt dann die Hochstgrenze nach dem TV6D-Bund.
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2.2.7

2.2.8

2.2.9

dung und unter Bericksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil ist eine Zuordnung bis
zur Entgeltgruppe E 9a mdoglich.

Das BAFzA als bewilligende Behorde ist verpflichtet zu prifen, ob die Hohe der
Personalausgaben und die vorgenommene Eingruppierung des Personals den
zuwendungsrechtlichen Vorgaben entsprechen. Die Berechtigung zur Prifung von
Personalausgaben durch das BAFzA ist durch das in den ANBest-P/-Gk verankerte
Prufrecht festgelegt. Das BAFzA erhebt und verwendet die personenbezogenen
Daten ausschlie3lich zu Prufzwecken und ausschlielich im Rahmen der Bestim-
mungen des Datenschutzrechts der Bundesrepublik Deutschland.

Die Zusammensetzung des Arbeitgeberbruttogehalts muss aus den Belegen
eindeutig hervorgehen. Die Gehaltsbestandteile sind personenbezogen, nachvoll-
ziehbar und priffahig darzustellen. Die zuwendungsfahigen Personalausgaben
werden prozentual entsprechend dem Arbeitszeitanteil, der auf die Tatigkeit im
Projekt entféllt, berechnet. Daher sind pauschale Angaben zum Personal nicht
anerkennungsfahig. Die Vergltung von Uberstunden ist nicht zuwendungsfahig.

Sofern Personal nur mit einem Anteil der Arbeitszeit in dem Projekt eingesetzt ist, ist
ein taglicher personenbezogener Stundennachweis mit dem durch das BAFzA
vorgegebenen Muster (verfigbar im Downloadbereich unter www.esf-regiestelle.de)
zwingend und verbindlich fortlaufend zu fihren sowie auf Anforderung dem BAFzA
vorzulegen. Dies gilt nicht fir im Projekt beschéftigte Vollzeit- bzw. Teilzeitkrafte, die
ihre gesamte Arbeitszeit im Projekt ableisten. Zu beachten ist aber, dass fur Mitarbei-
tende mit einer Vollzeitstelle, die auf unterschiedlichen Stellen beim Projekttrager
eingesetzt sind, ebenfalls zwingend ein Stundennachweis zu fihren ist.

Als zuwendungsfahig kann nur der Anteil an den Personalkosten anerkannt werden,
der Uber die monatlichen Stundennachweise nachgewiesen wird. Obergrenze ist
grundséatzlich der bewilligte Stellenanteil. Es ist zu beachten, dass eine Bericksichti-
gung von Arbeitszeitkonten und damit AusgleichsmalRnahmen grundséatzlich nicht
maglich ist.

Ab dem 01.05.2019 gilt folgende Vereinfachung:

a) Stundennachweise sind nur noch zwingend zu fiihren, sofern die/der Mitarbei-
ter/in des Projektes lediglich sporadisch in der Projektarbeit eingesetzt wird, z.B.
im Januar eines Jahres zu 10 Prozent, dann wieder im Juni des gleichen Jahres
zu 15 Prozent und im Dezember des Jahres nochmals zu 15 Prozent.

b) Fir alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Projekt ist zwingend einmalig zu
Beginn der Forderung bzw. spatestens vor der Abrechnung der Personalausga-
ben ab Mai 2019 ein rechtsverbindlich unterschriebenes Formular vorzulegen,
aus welchem die Zuordnung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters zum ESF-
Projekt hervorgeht, unabhangig vom konkreten Stellenanteil (d.h. auch fir Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die zu 100 Prozent dem ESF-Projekt zugeordnet
sind). Die Zuweisung muss sich aus dem Arbeitsvertrag der Mitarbeiterin bzw.
des Mitarbeiters oder einer Anlage zu diesem Arbeitsvertrag ergeben. Eine ent-
sprechende Vorlage fur das einzureichende Formular ist im Downloadbereich un-
ter www.esf-regiestelle.de verfligbar.
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c) Fur anteilig im Projekt beschaftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt ferner,
dass mit jeder Ausgabenerklarung eine Bestatigung des anteiligen Projektein-
satzes mittels eines Formulars eingereicht werden muss. Das Fihren eines Stun-
dennachweises fir die anteilig im Projekt beschéftigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter entfallt. Uber den Belegnachweis werden die anteiligen Personalaus-
gaben flur die Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter gemaf der Bestatigung geltend
gemacht; zusatzlich soll zu dem entsprechenden Beleg die rechtsverbindlich un-
terschriebe Bestatigung mit hochgeladen werden. Alternativ muss diese posta-
lisch dem BAFzA Ubersandt werden. Eine entsprechende Vorlage des Formulars
ist im Downloadbereich unter www.esf-regiestelle.de verfugbar. Als zuwendungs-
fahig wird der verbindlich mitgeteilte, feste Anteil an den Personalkosten fiir die
Mitarbeiterin bzw. den Mitarbeiter anerkannt.

Bezlglich der Vorlage des Arbeitsvertrages bzw. der Anlage zum Arbeitsvertrag wird
auf Anlage I: Nachweis Personalausgaben und Personalgestellung bei Mittelabrufpri-
fungen zu diesem Forderleitfaden verwiesen.

Ein Stundennachweis fir anteilig im Projekt beschéftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
entfallt grundsatzlich. Stattdessen wird durch den Zuwendungsempfanger mit jeder
Ausgabenerklarung eine Bestatigung Uber den festen prozentualen Anteil der Beschaftigung
im Projekt der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters vorgelegt.

2.2.10 Eine Jahressonderzahlung an das Projektpersonal ist ausschlieBlich unter der
Voraussetzung forderfahig, dass die Leistung im Rahmen des Arbeitsvertrages
und/oder dem zugrunde liegenden Tarifvertrag rechtsverbindlich festgeschrieben ist.
Ist die Jahressonderzahlung nicht auf diese Art und Weise festgelegt, stellt sie eine
freiwillige Leistung des Arbeitsgebers dar, die nicht zuwendungsfahig ist. Zudem
muss ein Anspruch des Arbeitnehmers auf die Jahrliche Sonderzahlung i. S. d. TV6D
Bund bestehen, d. h. das Arbeitsverhaltnis muss zum 1. Dezember des Jahres noch
fortbestehen. Die Jahressonderzahlung ist in dem Monat abzurechnen, in dem sie
ausgezahlt wird.

Grundlage fir die Anerkennung der Jahressonderzahlung sind die Regelungen des
§ 20 Tarifvertrag fur den offentlichen Dienst (TVOGD Bund). D. h. das BAFzA als
bewilligende Behdrde prift das Vorliegen der Voraussetzungen fir die Forderfahig-
keit der Jahressonderzahlung entsprechend den Regelungen des § 20 TV6D Bund.

Ferner ist in Bezug auf die Jahressonderzahlung Folgendes zu bericksichtigen:

- Ist eine Jahressonderzahlung gewéhrt worden, so kann diese nur vollstandig
anerkannt werden, wenn der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin auch das gesamte
Jahr mit seiner/ihrer vollen Arbeitszeit im Projekt gearbeitet hat. Sind die im Pro-
jekt tatigen Mitarbeiter/innen nur zu einem Anteil ihrer vertraglichen Arbeitszeit im
Projekt eingesetzt, so sind die Anteile entsprechend der (zwingend regelmafiig
pro Person zu fuhrenden monatlichen) Stundennachweise bei der Jahressonder-
zahlung in Form eines Jahresdurchschnitts der tatséchlichen Arbeitszeit gemanR
Stundennachweis zu bericksichtigen. Fir den Zeitraum ab dem 01.05.2019 wer-
den hierfur die regelméaRig berichteten festen Anteile berticksichtigt.

- Bei einer nicht ganzjahrigen Projektdauer oder einem spéateren Eintritt des
Mitarbeiters/der Mitarbeiterin in das Projekt, muss der Anteil der Sonderzahlung
fur jeden nicht im Projekt erbrachten Monat um */;, gekiirzt werden.
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- Der Projekttrager bestatigt im Abrechnungsmonat der Jahressonderzahlung
gegenuber dem BAFzA als bewilligender Behérde schriftlich 1.) das Bestehen
des Arbeitsverhaltnisses und 2.) den prozentualen Durchschnittsanteil der Jah-
resarbeitszeit des Mitarbeiters/ der Mitarbeiterin im Projekt. Hierzu stellt das
BAFzA auf www.esf-regiestelle.de ein Formular zur Verfligung.

2.2.11 Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile sind

a) auf Arbeitnehmerseite:

Grundgehalt
Jahressonderzahlung, ggf. anteilig
Besitzstandszulage (z. B. Kind, Wohnort, Garantiebetrag)

Zulage hoéherwertige Téatigkeit (wenn die hoherwertige Tatigkeit im Projekt
ausgeubt wird)

Strukturausgleich

Leistungsentgelt nach 8 18 TVOD (Leistungspramie, Erfolgspramie, Leis-
tungszulage)

Zeitzuschlage flr Arbeitszeiten zu ungunstigen Zeiten im Projekt

Vermdgenswirksame Leistungen

b) auf Arbeitgeberseite:

Arbeitgeberbeitrédge Sozialversicherung

zuséatzliche Altersvorsorge (z. B. VBL-Umlage, ZV-Umlage)
U1l Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

U2 Mutterschaftszuwendungen

U3 Insolvenzgeldumlage

Direktversicherungen

Zukunftssicherung

Die Aufzahlung ist nicht abschliel3end.

2.2.12 Nicht zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile sind

a) auf Arbeitnehmerseite:

Abfindungen
Dienstfahrzeuge
Erschwerniszulage

Fahrtkosten
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2.2.13

- Gewinnbeteiligungen
- Jubilaumspramien/-zuwendungen

- personliche Zulagen sowie sonstige Stellenzulagen, die nicht im TV6D Bund
vorgesehen sind

- Pramien
- Uberstundenvergiitung
- Verpflegung bzw. Verpflegungsgeld
- Pauschalen
- Zeitzuschlage
b) auf Arbeitgeberseite:
- Sanierungsgeld
- bei Beamtinnen und Beamten: Versorgungsumlage
- bei Beamtinnen und Beamten: Beihilfeumlage
- Beihilfeversicherung
- Urlaubsabgeltung
Die Aufzahlung ist nicht abschliel3end.

Sofern fur eine Arbeitnehmer/in Erstattungsleistungen der Krankenkassen fir die
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall aus der Ul bzw. bei Mutterschutz aus der U2
oder der Bundesagentur fur Arbeit bei Insolvenzgeldzahlung im Insolvenzfall aus der
U3 gezahlt werden, sind die bereits geleisteten Personalkosten — in der HOhe der
Erstattungsleistungen — nicht mehr zuwendungsfahig, da sie bereits national (i.R.d.
genannten Erstattungsleistungen) erstattet sind. Entsprechende Ausgabenbelege
sind durch den Zuwendungsempfanger mittels einer Korrekturbuchung zu korrigieren.

Es ist zu beachten, dass die Beitrdge zur Berufsgenossenschaft auf Arbeitgeberseite
Uber die Verwaltungskostenpauschale (siehe Nr. 2.3.12) abgegolten sind und nicht
Uber die direkten Personalausgaben erstattet werden. Beitrdge zur Berufsgenossen-
schaft dirfen damit nicht als direkte Personalausgaben zur Erstattung geltend ge-
macht werden, sondern missen aus dem AG-Brutto herausgerechnet werden.

Da das Gehalt aus verschiedenen Komponenten besteht, die auch zu abweichenden
Zeitpunkten bezahlt werden, missen die einzelnen Komponenten entweder in einzelnen
Belegen mit jeweiligem Zahlungsdatum abgerechnet werden oder im Fall einer Abrechnung
aller Komponenten in einem Beleg immer der letzte Tag des betreffenden Monats als
Zahlungsdatum angegeben werden.

2.2.14

Altersteilzeit ist a) im Blockmodell oder b) im kontinuierlichen Modell méglich.

Bei dem Blockmodell wird die Altersteilzeit in zwei gleich lange Beschaftigungspha-
sen unterteilt. In der ersten, sogenannten Aktivphase bleibt die wochentliche Arbeits-
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zeit ungekdrzt. In der zweiten, sogenannten Freistellungsphase (oder Passivphase)
wird der Arbeitnehmer von der Arbeitsleistung freigestellt.

Bei der Altersteilzeit im kontinuierlichen Modell (Gleichverteilungsmodell) reduziert
der Arbeitnehmer tber den ganzen Zeitraum der Altersteilzeit die Arbeitszeit auf die
Halfte der urspringlichen Arbeitszeit.

In beiden Modellen bekommt der Arbeitnehmer fir die gesamte Dauer der Altersteil-
zeit eine verminderte Vergltung, die dem gemittelten Beschaftigungsumfang (i.d.R.
50 Prozent) entspricht. Zusatzlich gewahrt der Arbeitgeber eine Aufstockung der
Vergitung und leistet zusatzliche Beitr&ge an die Rentenversicherung.

a)

b)

Blockmodell

Bei Altersteilzeit im Blockmodell sind bei allen Arbeitgebern nur die auf 50% der
urspringlichen Summe reduzierten Personalkosten zuwendungsfahig. Erstattet
werden die Aufwendungen, die der Hohe nach tatsachlich entstanden sind und
durch Belege nachgewiesen werden.

Nicht zuwendungsfahig sind hingegen samtliche Rickstellungen, die der Arbeit-
geber wahrend der Aktivphase fur die folgende Passivphase bildet.

Nicht zuwendungsfahig sind ferner alle aus einer Altersteilzeitvereinbarung zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erwachsenen Mehrkosten. Dies betrifft
auch den entsprechenden Aufstockungsanteil fiir Beitrdge zur Rentenversiche-
rung sowie alle Leistungen, die Uber dem anteiligen Regelarbeitsentgelt liegen.

Die Forderung in der Passivphase beschrankt sich auf die Differenz zwischen ei-
ner vollstandigen Vergutung (100 Prozent) und dem Betrag, der in der Aktivpha-
se zuwendungsfahig war. Der Rechtsgrund fir die Zuwendungsfahigkeit der
Ausgaben in der Passivphase, in der keine Arbeitsleistung mehr erbracht wird,
wurde in der Aktivphase gelegt. Zu beachten ist, dass die Personalausgaben nur
fur so viele Monate der Passivphase anerkannt werden kénnen, wie zuvor Mona-
te der Aktivphase fir das Vorhaben erbracht wurden. Ist die Passivphase nicht
zum Ende des Bewilligungszeitraums beendet kénnen die anschlieRenden Aus-
gaben nicht mehr als zuwendungsfahig anerkannt werden, selbst wenn die kom-
plette Aktivphase im Bewilligungszeitraum lag.

Kontinuierliches Modell

Bei Altersteilzeit im kontinuierlichen Modell sind die auf 50 Prozent der urspriing-
lichen Summe reduzierten laufenden Personalkosten der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in Altersteilzeit anrechenbar.

Nicht zuwendungsfahig sind

o die Betrage fur die freiwillige und gesetzliche Aufstockung des Netto-
lohns auf 70-80 Prozent des Ursprungslohns und

o die gesetzliche Aufstockung des Beitrags zur Rentenversicherung auf 80
Prozent des Ursprungsniveaus. Im Gegenzug muissen die Zuschisse
der Bundesagentur fur Arbeit im Rahmen des Altersteilzeitgesetzes nicht
in die Projektfinanzierung eingebracht werden.
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2.2.15 Indirekte Personalausgaben sind nicht als direkte Personalausgaben abrechenbar.
Sie werden Uber die Verwaltungskostenpauschale abgegolten. Zu den indirekten
Personalausgaben zahlen insbesondere (anteilige) Ausgaben fir die Geschéftsfih-
rung, Verwaltung und Buchhaltung sowie fir Hausmeisterdienste (siehe hierzu Nr.
2.3.12).

2.2.16 Die oben genannten Ausfuhrungen zur Férderfahigkeit von Personalausgaben gelten
im Falle einer Weiterleitung von Férdermitteln auch fir die Letztempfanger.

2.3 Direkte Sachausgaben

Direkte Sachausgaben missen einen unmittelbaren Projektbezug aufweisen und durfen
nicht unter die aufgefiihrten indirekten Ausgaben (siehe Nr. 2.3.12) fallen. Direkte
Sachausgaben missen anhand von Einzelbelegen inklusive Zahlungsflussnachweis
nachgewiesen werden und gegebenenfalls mit Umlageschlisseln versehen sein.
Vergaberechtliche Vorschriften sind zu beachten.

2.3.1 Reisekosten

2.3.1.1 Ausgaben fur dienstlich erforderliche, das hei3t fur die Projektumsetzung
notwendige Reisen des Projektpersonals, sind zuwendungsfahig. Abrechnungs-
grundlage fur Reisekosten ist das Bundesreisekostengesetz (BRKG) einschliellich
der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum BRKG (VV zu BRKG). Grundséatzlich
sind Dienstreisen vor Fahrtantritt durch den Arbeitsgeber (Zuwendungsempfanger)
zu genehmigen und ein dienstliches Interesse ist schriftlich festzustellen. Als Ge-
nehmigung gilt dabei auch eine Dauerdienstreisegenehmigung durch die Reisen
grundsatzlich genehmigt werden kénnen, die im Zusammenhang mit dem Projekt
stehen und fir eine bestimmte Person sowie auf ein bestimmtes Gebiet (Bundesre-
publik Deutschland) beschrankt sind. Alle Reisekostenunterlagen und die Genehmi-
gung der Reise sind als Originalbelege aufzubewahren.

2.3.1.2 Téagliche Fahrtkosten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zwischen Wohn- und
Arbeitsstatte sind nicht zuwendungsfahig.

2.3.1.3 Es sind grundsatzlich offentliche Verkehrsmittel (2. Klasse) und die mdglichen
Preisnachlasse (zum Beispiel. Bahncard, Sparpreisangebote, Gruppentarife) zu
nutzen.

2.3.1.4 Taxikosten sind nur in begriindeten Ausnahmefallen gemanR den Vorgaben aus dem
BRKG erstattungsfahig.

2.3.1.5 Hotelrechnungen, die einen Betrag von 60 Euro brutto pro Nacht ohne Fruhsttick
(ab dem 01.05.2019: 70 Euro brutto pro Nacht ohne Frihstiick) Ubersteigen, sind
bei der Einreichung unaufgefordert zu begriinden und es sind Vergleichsangebote
vorzulegen. Auf der Reisekostenabrechnung ist in diesem Fall ein entsprechender
Hinweis mit dem Zusatz zu vermerken, dass die Buchung unter Beachtung der
Regelungen des BRKG erfolgte.

2.3.1.6 Die Fahrtkostenabrechnung bei Nutzung von privaten PKW zu dienstlichen
Zwecken erfolgt auf Grundlage der Wegstreckenentschadigung nach 8§ 5 Abs. 1
BRKG. Es kdnnen Kilometerpauschalen in Héhe von 0,20 Euro pro Kilometer (ma-
ximal 130,00 Euro pro Reise, d.h. der Maximalbetrag bezieht sich auf Hin- und
Ruckfahrt) bei Nutzung eines eigenen Kfz abgerechnet werden.
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2.3.1.7

2.3.1.8

2.3.1.9

Es sind jeweils die Dienstreisegenehmigung sowie der Auszug aus dem
Fahrtenbuch oder ein vergleichbarer Nachweis Uber die zurlickgelegte Strecke
vorzulegen.

Bei Dienstwagennutzung ist die Wegstreckenentschadigung analog anzusetzen. Es
sind jeweils eine Dienstreisegenehmigung und ein Auszug aus dem Fahrtenbuch
vorzulegen.

Mit der Zahlung der Wegstreckenentschadigung sind alle von der Kraftfahrzeughal-
terin oder dem Kraftfahrzeughalter zu tragenden Lasten aus der dienstlichen Benut-
zung wie zum Beispiel. Kraftstoff, Kraftfahrzeugsteuer, Versicherung, Wagenpflege
und Reparaturen abgegolten.

2.3.1.10 Parkgebuhren bis zu 5,00 Euro (ab dem 01.05.2019: 10,00 Euro) taglich sind

erstattungsfahig. Die Erstattung hoherer Parkgebuhren ist nur in begrindeten Aus-
nahmefallen maéglich.

2.3.1.11 Reisekosten fur Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Weiterqualifizierungskurse

und Begleitmalinahmen sowie fir Geschéftsfihrung und Vorstande sind nicht zu-
wendungsfahig.

2.3.2 Honorare

2.3.2.1

2.3.2.2

2.3.2.3

2.3.2.4

2.3.2.5

Ausgaben flir Honorare sind zuwendungsfahig, wenn sie fur das Projekt notwendig
sind, wobei stets die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit wie auch
die Vergabevorschriften zu beachten sind. Das Merkblatt zur Vergabe von Leistun-
gen, welches Bestandteil des Zuwendungsbescheides ist, ist zu beachten (verflg-
bar im Download-Bereich unter www.esf-regiestelle.de).

Es ist nicht zuldssig einen Honorarvertrag mit dem Ziel zu stickeln, das
Vergaberecht zu umgehen. In die Schatzung des Gesamtauftrages missen abseh-
bare Folgeauftrage mit einbezogen werden.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrung und hauptamtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Projekttragers sind nicht zuwendungsfahig.

Um Honorarvertrage als zahlungsbegriindende Unterlagen anerkennen zu kénnen,
missen diese mindestens die folgenden Bestandteile enthalten:

. Name der Vertragspartner

. Laufzeit des Honorarvertrages

. Vertragsgegenstand/Projektbezug

. Anzahl der zu leistenden Stunden beziehungsweise Tage
o Stundensatz sowie das voraussichtliche Gesamthonorar
. rechtsverbindliche Unterschriften der Vertragspartner.

Grundsatzlich sind alle Ausgaben der Honorarkraft, die neben der Honorarleistung
anfallen (Fahrt-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten, Sachkosten), mit dem
Honorarbetrag abgegolten. Ausnahmen hiervon sind im Honorarvertrag schriftlich zu
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2.3.3
2.3.3.1

2.3.3.2

2.3.3.3

2.3.34

2.3.35

234
2.3.4.1

2.3.4.2

2.3.5
2.35.1

regeln und dem BAFzA gegeniber zu begrinden. Fahrtkosten dirfen nur entspre-
chend den Regelungen des BRKG geltend gemacht werden (siehe Nr. 2.3.1).

Mieten und Mietnebenkosten

Mieten und Mietnebenkosten kdénnen nur fir Raume geltend gemacht werden, fir
die durch den Projekttrager tatsachlich Miete gezahlt wird und hier nur fir den Fl&-
chen- und Zeitanteil, der durch das Projekt genutzt wird (anteilige Kosten).

Forderfahig sind Ausgaben flr
. Anmietung und Nutzung von R&umen fir die Durchfiihrung des Projektes;
. Nutzung bereits vorhandener Mietraume fur die Durchfiihrung des Projektes.

Die Berechnung erfolgt Uber einen Umlageschlissel, aus dem die Aufteilung der
gesamten Mietflachen auf das Projekt ersichtlich wird. Die Wahl des Umlageschlis-
sels ist zu begrunden und zu dokumentieren. Bei den umgelegten Ausgaben ist die
gesamte Ausgabeposition durch Ausgabenbelege nachzuweisen.

Das ortsubliche Niveau darf nicht Uberschritten werden. Kosten von Raumen in
eigenen Gebauden kénnen nicht Uber kalkulatorische Miete angesetzt werden. Es
sind ausschlielich die gezahlten, ggf. anteiligen, Nebenkosten zuwendungsfahig.
Die Mietkosten (einschlie3lich Betriebs- bzw. Nebenkosten) werden auf der Basis
der projektbezogenen Nutzung berechnet.

Mieten und Mietnebenkosten fir so genannte Verkehrsflachen und Mietnebenfl&-
chen (insbesondere Flure, Toiletten, Lagerraume, Archivraume, Sozialraume, Tee-
kichen u.&d.) sind nicht als direkte Mietausgaben erstattungsfahig, sondern tber die
Verwaltungskostenpauschale abgegolten. Die Bestimmungen des Vergaberechts
sind zu beachten.

Anschaffung/Kauf von beweglichen Gegenstanden

Durch die Zuwendung erworbene bewegliche Gegenstande sind bis zum Ende der
Projektlaufzeit an den Zuwendungszweck gebunden und ab einem Anschaffungswert
von Uber 800,00 Euro (ohne USt) zu inventarisieren. Sie sind nur zuwendungsfahig,
wenn sie fur die unmittelbare Durchfiihrung des Projektes notwendig sind und ihre
Anschaffung wirtschaftlich ist. Nach Ablauf der Bindungsfrist entscheidet das BAFzA
Uber den Verbleib der Gegenstande im Rahmen der Verwendungsnachweisprifung,
sowohl zur ersten wie auch zur zweiten Férderphase.

Der Erwerb von Infrastrukturen, Grundstiicken und Immobilien ist gemanr Artikel 13
Absatz 4 VO (EU) 1304/2013 nicht zuwendungsfahig.

Fortbildungen fur Projektpersonal

Fortbildungen von Projektmitarbeiterinnen und Projektmitarbeitern sind nur dann
zuwendungsfahig, wenn sie fir die Durchfihrung des Projekts notwendig sind und
Uber die Vermittlung von Basisqualifikationen hinausgehen. Dies ist dem BAFzA
gegenuber schriftlich zu begriinden. Die vergaberechtlichen Vorschriften sind zu
beachten.
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2.3.6 Projektarbeitsmaterialien

2.3.6.1

2.3.6.2

Zuwendungsfahig sind Lehr- und Lernmaterialien, die fur die Durchfihrung der
Quialifizierungsmaflinahmen zwingend erforderlich sind. Die Erforderlichkeit ist ge-
geniuber dem BAFzA vor der Beschaffung schriftlich zu begriinden.

Ferner sind Arbeitsmaterialien, insbesondere Kopien, zuwendungsfahig, wenn sie
ausschlief3lich fur die Qualifizierungsmal3inahmen genutzt werden. Eine Abgrenzung
zu Materialkosten der Geschéftsfihrung und Verwaltung, die Uber die Verwaltungs-
kostenpauschale abgegolten sind, ist zwingend nachvollziehbar vorzunehmen.

2.3.7 Kosten fur Qualifizierungsveranstaltungen

23.7.1

2.3.7.2

2.3.7.3

2.3.7.4

Im Rahmen der Qualifizierungsveranstaltungen sind die hierfir notwendigen und
erforderlichen Ubernachtungskosten fiir die Teilnehmenden an den Qualifizierungs-
veranstaltungen sowie fur die Dozentinnen/Dozenten zuwendungsfahig. Die verga-
berechtlichen Vorschriften sind zu beachten.

Im Rahmen der Qualifizierungsveranstaltungen sind die notwendigen und
erforderlichen Ausgaben fir die Miete von Seminarraumen und Veranstaltungstech-
nik zuwendungsfahig. Die vergaberechtlichen Vorschriften sind zu beachten.

Im Rahmen der Qualifizierungsveranstaltungen sind die notwendigen und
erforderlichen Ausgaben fur Bewirtung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Weiterqualifizierungskurse und Begleitmalinahmen zuwendungsfahig. Die vergabe-
rechtlichen Vorschriften sind zu beachten. Die erforderlichen Ausgaben fir Bewir-
tung der Dozentinnen und Dozenten der Qualifizierungsveranstaltungen sind
zuwendungsfahig, sofern der jeweilige Honorarvertrag eine entsprechende schriftli-
che Regelung beinhaltet (siehe Nr. 2.3.2.5).

In Bezug auf die Abrechnung von Ausgaben fir die Qualifizierungsveranstaltungen
wird auf die Regelungen zu den Stornierungskosten (siehe Nr. 4.3) verwiesen.

2.3.8 Kosten fur sonstige Veranstaltungen

2.3.8.1

Ausgaben fur weitere programmbezogene Veranstaltungen sind im erforderlichen
und notwendigen Rahmen grundsatzlich zuwendungsfahig, sofern eine fachliche
Notwendigkeit vorliegt und die Ausgaben beim BAFzA gesondert beantragt und
genehmigt wurden. Die Prifung einer fachlichen Notwendigkeit erfolgt im Rahmen
der Antrags- bzw. Anderungsantragspriifung. Vergaberechtliche Vorschriften sind zu
beachten. Ferner gelten die Regelungen zu Honoraren (siehe Nr. 2.3.2) und Bewir-
tung (siehe Nr. 2.3.9) entsprechend. Sofern Ubernachtungen, Raummieten sowie
Mieten fur Veranstaltungstechnik u.a. und Bewirtungen notwendig werden, sind die
Regelungen aus Nr. 2.3.7 analog anzuwenden.

2.3.9 Bewirtung

2.39.1

Ausgaben fur die Bewirtung von Projektpersonal sind grundsatzlich nicht
zuwendungsfahig. In begrindeten Ausnahmefallen, z.B. als Tagungsversorgung
oder fur Besprechungen mit externen Kooperationspartnern zur Abstimmung mit
Projektangeboten, konnen Aufwendungen fir angemessene Bewirtung (Kaffee,
Kaltgetranke, Kleingeback, Imbiss mit alkoholfreien Getranken) als zuwendungsfa-
hig anerkannt werden. Zum Nachweis der Ausgaben muss bei Veranstaltungen eine
Teilnahmeliste gefiihrt werden. Der Verwendungszweck (Bezeichnung der Veran-
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staltung) und die Anzahl der Teilnehmenden missen auf den Belegen eindeutig
angegeben sein. Die Teilnehmenden bestétigen ihre Anwesenheit durch Unter-
schrift. Die Begrundung ist dem BAFzA schriftlich im Vorfeld zur Genehmigung
vorzulegen. Die vergaberechtlichen Vorschriften sind zu beachten.

2.3.10 Vernetzungstreffen/Dozententreffen

2.3.10.1 Die Ausgaben des Zuwendungsempféngers fir die Organisation und Durchflihrung
von Vernetzungs- und/oder Dozententreffen sind im erforderlichen und notwendigen
Rahmen grundsatzlich zuwendungsféhig, sofern eine fachliche Notwendigkeit vor-
liegt und die Ausgaben beim BAFzA gesondert beantragt und genehmigt wurden.
Die Prufung einer fachlichen Notwendigkeit erfolgt im Rahmen der Antrags- bzw.
Anderungsantragsprifung. Vergaberechtliche Vorschriften sind zu beachten. Ferner
gelten die Regelungen zu Honoraren (siehe Nr. 2.3.2) und Bewirtung (siehe Nr.
2.3.9) entsprechend. Sofern Ubernachtungen, Raummieten sowie Mieten fiir Veran-
staltungstechnik u.a. und Bewirtungen notwendig werden, sind die Regelungen aus
Nr. 2.3.7 analog anzuwenden. Das Rahmenkonzept zu Workshops der kollegialen
Vernetzung vom Dezember 2017 ist entsprechend zu beachten (verfigbar im Down-
loadbereich unter www.esf-registelle.de).

2.3.11 Offentlichkeitsarbeit

2.3.11.1 Ausgaben der projektbezogenen Offentlichkeitsarbeit sind zuwendungsfahig.

2.3.11.2 Alle Entwiirfe fir Materialien der Offentlichkeitsarbeit sind vor Erteilung des
Druckauftrags formal und inhaltlich mit der fachlich-inhaltlichen Begleitung abzu-
stimmen. Die Freigabe ist zu dokumentieren und entsprechend zu Priufzwecken
vorzuhalten.

2.3.11.3 Die nationalen sowie die ESF-Publizitatsvorschriften sind zu beachten. Naheres ist
im Merkblatt fiur Offentlichkeitsarbeit geregelt, welches Bestandteil des Zuwen-
dungsbescheides ist.

2.3.12 Verwaltungskostenpauschale

2.3.12.1 Mit der Verwaltungskostenpauschale gemafR Art. 68 Abs. 1 lit. b) VO (EU)
1303/2013 in Hohe von 7 Prozent der forderfahigen direkten Personalkosten inklusi-
ve Honorarausgaben werden Ausgaben der Verwaltung/Organisation sowie auch
indirekte Ausgaben abgegolten, insbesondere

e ggf. anteilige Ausgaben fir die Geschéftsfihrung und das Verwaltungsper-
sonal (Gehalter, Bezuge, Sonderzahlungen, Sozialabgaben usw.),

¢ Beihilfen von Beamtinnen und Beamten
¢ Dienstreisen der Geschaftsfuhrung, Verwaltung und Vorstande,

e Ausgaben fur die Berufsgenossenschaft der Projektmitarbeitenden sowie der
Geschéftsfilhrung und Verwaltung,

e ggf. anteilige Ausgaben fir Mieten, Mietnebenkosten, Strom, Gas, Millab-
fuhr sowie Instandhaltung und Reinigung fir Raumlichkeiten der Geschéfts-
fihrung und der allgemeinen Verwaltung;
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e Wartungs- und Installationsausgaben fir Raumlichkeiten der Geschéftsfih-
rung und der allgemeinen Verwaltung;

e ggf. anteilige Ausgaben fir Mieten, Mietnebenkosten flir so genannte Ver-
kehrsflachen und Mietnebenflachen (insbesondere Flure, Toiletten, Lager-
raume, Archivraume, Sozialrdume, Teekiichen u.d.);

o Telekommunikationsausgaben  fur  Telefon, Internet  und Por-
to/Versandkosten der Geschéftsfiihrung und Verwaltung;

e Ausgaben fir die Buchhaltung und das Rechnungswesen;
e jegliche Versicherungen;
e Steuern, Abgaben und/oder Gebuhren (z.B. Rundfunkgebihren/GEMA u.a.);

e Kosten fir IT-Infrastruktur inklusive der Anschaffung und Wartung (z.B.
Netzwerktechnik, wie etwa Server) und Software (z.B. allgemeine Office-
Produkte und Produkte des Rechnungs- und Personalwesens);

e Toner, Druckerpatronen und/oder Kopien der Geschaftsfihrung und Verwal-
tung;

e Ausgaben fur Wirtschaftsprifung und Steuerprifung;
e Ausgaben fur Revision;

e Ausgaben fur Mitgliedschaften und Kammern;

o freiwillige Beitrdge zu Berufsverbanden;

¢ Aufwendungen fir Qualitdtsmanagementsysteme.

3. Auszahlung, Finanzmonitoring und Belegnachweisfih-
rung

3.1 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt grundsatzlich im Wege der Anforderung fur
innerhalb von sechs Wochen fallige Zahlungen (gem&R Nr. 1.4 ANBest-P/Nr. 1.3
ANBest-Gk). Es erfolgt keine Teilnahme am Abrufverfahren. Die Prifung der Ausgaben
erfolgt mit der jeweils ndchsten Ausgabenerklarung und bezieht sich auf den jeweils
abgelaufenen, zweimonatigen Forderzeitraum vor der Anforderung. Bei einer Uberzah-
lung ist unverzuglich das BAFzA zu informieren.

Die Zuwendungsempfanger sind zu einem kontinuierlichen Finanzmonitoring ver-
pflichtet. Das BAFzA als bewilligende Behdrde stellt dafiir das Online-Forderportal
ZUWES Il zur Verfigung. Zu den Verpflichtungen zahlt, dass

a) die projektbezogenen Ausgaben und Einnahmen in der Belegliste kontinuierlich
und fortlaufend wahrend des gesamten Bewilligungszeitraums eingepflegt werden;

b) die Online-Belegliste mit den Ausgabe- und Einnahmebelegen regelméRig alle
zwei Monate dem BAFzA als bewilligender Behdrde Uber eine Ausgabenerklarung
entweder als Mittelanforderung verbunden mit der Auszahlung von Fordermitteln
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oder aber als Finanzbericht ohne Anforderung von Fordermitteln zur Prifung
Ubermittelt wird.

Im Online-Forderportal ZUWES |l selbst sind zu allen Handlungsschritten und Modu-
len Handbucher, Hilfen und Anleitungen zum Download hinterlegt.

3.2 Entsprechend den vier Regionenkategorien des ESF — starker entwickelte Region
(seR1), starker entwickelte Region — Leipzig (seR2), Ubergangsregion (Ubrl) und
Ubergangsregion — Luneburg (Ubr2) sind die Zuwendungsempfanger verpflichtet, das
Gesamtvorhaben des ESF-Bundesprogramms ,Elternchance Il — Familien frih fir
Bildung gewinnen* viermal separat in Online-Forderportal ZUWES 1l zu bewirtschaften;
jeweils ein Projekt pro Regionenkategorie. D.h. es missen vier Antrage sowie jeweils vier
Ausgabenerklarungen und vier Verwendungsnachweise im Online-Forderportal ZUWES
Il gestellt werden. Dies betrifft ebenso die Weiterleitungen, die gleichermalRen fir jedes
Projekt separat bewirtschaftet werden missen. Die Prifung der einzelnen Projekte
erfolgt jeweils separat, eine Gesamtbetrachtung findet nicht statt.

3.3 Eine teilweise Antragstellung fur nur ausgewahlte Regionenkategorien ist nicht moglich.
Die Antragstellung muss zwingend fir alle vier Regionenkategorien erfolgen.

3.4 Die Ausgaben im Rahmen der Ausgabenerklarung werden dabei entweder nach einem
definierten Umlageschlussel auf die vier Projekte je Regionenkategorie verteilt oder
entsprechend ,spitz* zugeordnet (siehe Tabelle ,Ubersicht zur Zuordnung der Ausga-
ben“). Der Umlageschlissel fir die Verteilung der Ausgaben ist dabei festgelegt, eine
Anderung ist nicht méglich. Die Verteilung der Ausgaben nach einem festgelegten
Umlageschlussel erfolgt fir so genannte ,,Overheadkosten®, d.h. Ausgaben, die allgemein
zur Administration des Programmes anfallen.

starker entwickelte starker entwickelte Ubergangsregion | Ubergangsregion
Region (seR1) Region Leipzig (seR2) | (Ubr) Lineburg (Ubr2)
Anteil
76 Prozent 1 Prozent 19 Prozent 4 Prozent
Ausgaben

Ubersicht zur Zuordnung der Ausgaben

Kostenart Zuordnung

1.1 Projektleitung nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

1.2 Projektpersonal nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.1 Reisekosten nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.2 Honorare spitze Zuordnung nach Veranstaltungsort
2.3 Mieten und Mietnebenkosten nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.4 Anschaffung/Kauf von beweglichen nach Umlageschltissel (siehe Nr. 3.4)
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Gegenstanden

2.5 Fortbildungen fir Projektpersonal

nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.6 Projektarbeitsmaterialien

nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.7 Kosten fir Qualifizierungsveranstaltung

spitze Zuordnung nach Veranstaltungsort

2.8 Kosten fir sonstige Veranstaltungen

spitze Zuordnung nach Veranstaltungsort

2.9 Bewirtung

nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

2.10 Vernetzungstreffen/ Dozententreffen

spitze Zuordnung nach Veranstaltungsort

2.11 Offentlichkeitsarbeit

nach Umlageschliissel (siehe Nr. 3.4)

3.5 Die Beleg- sowie zahlungsbegrindenden Unterlagen zu den direkten Personalausgaben
sowie zu den projektbezogenen Einnahmen kénnen in die Online-Belegliste hochgeladen
werden. Im Rahmen der Prufung durch das BAFzA kdnnen ausgewahlte Belege zu den
direkten Personalausgaben sowie zur Kofinanzierung als Kopie postalisch angefordert
werden, sofern diese nicht in das Online-Férderportal ZUWES Il hochgeladen wurden.

3.6 Die Beleg- sowie zahlungsbegrindenden Unterlagen zu den direkten Sachausgaben
missen in die Online-Belegliste hochgeladen werden. Im Rahmen der Prifung durch das
BAFzA werden diese Belege nicht zusatzlich als Kopie postalisch angefordert.

Ubersicht zu den Uploadpflichten fiir Belege/zahlungsbegriindende Unterlagen in ZUWES |l

Achtung! Die Aufzahlung ist nicht abschlieRend!

Kostenart Upload? Was muss hochgeladen werden?
Projektleitung Kann ) _
siehe Anlage ,Nachweis Personalausgaben und
_ Personalgestellung bei Mittelabrufprifungen”
Projektpersonal Kann
insbesondere Reisekostenabrechnung nebst
Reisekosten Muss Belege inkl. Zahlungsfluss, Genehmigungen*,
Fahrtenbicher usw.
insbesondere Honorarvertrag, Honorarabrechnung
Honorare Muss inkl. Zahlungsfluss, Vergabedokumentation (siehe
Nr. 1.2.12)
insbesondere Mietvertrage*, Mietabrechnungen
Mieten und Mietnebenkosten Muss sowie Mietnebenkostenabrechnungen inkl.
Zahlungsfluss
Anschaffung/Kauf von Muss Rechnung inkl. Zahlungsfluss, ggf. Vergabedoku-
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beweglichen Gegensténden mentation

Fortbildungen fir Rechnung inkl. Zahlungsfluss, ggf. Vergabedoku-
. Muss .
Projektpersonal mentation

Projektarbeitsmaterialien Muss Rechnungen inkl. Zahlungsfluss

Ubernachtungskosten der

Teilnehmenden und MusS Rechnungen inkl. Zahlungsfluss, Vergabedoku-

Dozentinnen / Dozenten mentation
Miete fur Seminarrdume und Rechnungen inkl. Zahlungsfluss, Vergabedoku-
. Muss .

Veranstaltungstechnik mentation

Bewirtung der Teilnehmenden Rechnungen inkl. Zahlungsfluss, Vergabedoku-
. Muss .

und Dozentinnen/Dozenten mentation

Vernetzungstreffen/ Muss Rechnungen inkl. Zahlungsfluss, ggf.

Dozententreffen Vergabedokumentation

Offentlichkeitsarbeit MusS Rechnungen inkl. Zahlungsfluss, Freigabeent-

scheidung der fachlich-inhaltlichen Begleitung

* Wiederkehrende Dokumente, wie z.B. Mietvertrdge, konnen dabei einmalig in die
Dokumentenverwaltung des Online-Forderportals ZUWES |l abgelegt werden. Sie mussen
nicht bei jedem Beleg angehangen werden!

3.7 Mit der Ausgabenerklarung sind regelmafRig auch die generierten projektbezogenen
Einnahmen in die Belegliste einzupflegen, andernfalls kann es zu Kirzungen aufgrund
der Nichterbringung der erforderlichen Kofinanzierung kommen. Nicht als Kofinanzierung
geplante zusatzliche Einnahmen missen ebenfalls in der Online-Belegliste erfasst
werden. Es ist zu beachten, dass fur die korrekte Berechnung des Kassenstandes alle
bisherigen Einnahmen im Online-Foérderportal ZUWES |l erfasst werden missen. Nur
dann kann der Kassenstand korrekt angezeigt werden.

3.8 Bei der Eingabe der Belege in das Online-Forderportal ZUWES 1l ist Folgendes zu
beachten:

a) Jeder Beleg ist mit der entsprechenden laufenden Nummer gemaf der Belegliste zu
versehen. Darlber hinaus ist die Einhaltung des 4-Augen-Prinzips durch eine ent-
sprechend deutlich sichtbare Signatur auf jedem Beleg zu dokumentieren.

b) Die Belege missen einen unmittelbaren Projektbezug aufweisen. Die projektbezoge-
nen Betrdge missen dabei nachvollziehbar dargestellt werden und dem Projekt
eindeutig zuzuordnen/zugeordnet sein.

c) Jede Buchung muss mit einem Originalbeleg nachweisbar sein. Daher miissen
Kassenzettel oder sonstige Nachweise, die auf Thermopapier gedruckt sind, kopiert
werden; sonst sind sie nach kurzer Zeit zu Nachweiszwecken nicht mehr geeignet.

d) Eine projektbezogene Kostenstellenrechnung ist vom Projekttréger einzurichten.
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4. Weitere Zuwendungsbestimmungen

4.1 Weiterleitung der Zuwendung

Sofern dem Projekttrager eine Weiterleitung von Zuwendungsmitteln an einen Dritten im
Sinne von VV Nr. 12 zu § 44 BHO genehmigt wurde, bleibt er gegeniber dem BAFzA fur die
ordnungsgeméafRe Verwendung der Mittel verantwortlich. Die Abwicklung und Abrechnung
der MaRnahme sowie die Zuwendungsfahigkeit der Ausgaben richtet sich nach den
Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest-P/ANBest-Gk) und nach den Vorgaben des
Zuwendungsbescheides. Auf Nr. 6.6 ANBest-P/Nr. 6.5 ANBest-Gk — Beifligung der
Zwischen- und Verwendungsnachweise des Letztempfangers — wird ausdricklich verwiesen.
Es ist, seitens des Zuwendungsempfangers, sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der
Zuwendung die malRgeblichen Verwaltungsvorschriften sowie die Bestimmungen dieses
Zuwendungsbescheides auch dem Dritten auferlegt werden.

In einem Weiterleitungsvertrag sind entsprechend der VV Nr. 12 zu 8 44 BHO mindestens
folgende Punkte zu regeln:

(1) die Voraussetzungen beim Letztempfanger, um die Zuwendung an ihn weiterleiten zu
kénnen;

(2) die Weiterleitung der Zuwendung im Rahmen der Projektférderung als nicht
ruckzahlbarer Zuschuss unter Festlegung einer Finanzierungsart;

(3) der Zuwendungszweck: die Durchfihrung von QualifizierungsmalRnahmen zu
Elternbegleiter/innen;

(4) die Hohe der Zuwendung;
(5) die in Betracht kommenden zuwendungsfahigen Ausgaben und ihr Umfang;
(6) der Bewilligungszeitraum;

(7) die Abwicklung der MalRnhahme und die Prifung der Verwendung der Zuwendung
entsprechend den Nrn. 1 bis 7 ANBest-P/-Gk. Die in Betracht kommenden Bestimmun-
gen sind dem Inhalt nach unmittelbar in den Vertrag zu Ubernehmen; das entsprechend
Nr. 7.1 ANBest-P/-Gk fur den Erstempfanger vorzusehende Prufungsrecht gilt auch fir
das BAFzA, das BMFSFJ, das BMAS, die Europaische Kommission, den Bundesrech-
nungshof, den Europaischen Rechnungshof sowie das Europaische Amt flr Betrugsbe-
k&dmpfung (OLAF) und von diesen Stellen mit der Prifung Beauftragte;

(8) der Rucktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund mit dem Hinweis, dass ein wichtiger
Grund fur einen Rucktritt vom Vertrag insbesondere gegeben ist, wenn die Vorausset-
zungen fur den Vertragsabschluss nachtraglich entfallen sind, der Abschluss des
Vertrages durch Angaben des Letztempfangers zustande gekommen ist, die in
wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstandig waren und/oder der Letztempfanger
bestimmten Verpflichtungen nicht nachkommt;

(9) Ruckzahlungsverpflichtungen; Rickzahlungsanspriiche werden gemaR § 49a
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) mit funf Prozentpunkten Uber dem jeweiligen
Basiszinssatz nach § 247 BGB verzinst.
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Sollte der Projekttrager als Erstempfanger Kenntnis Uber Umstande erlangen, die den
Rucktritt vom Vertrag rechtfertigen kdnnten, so hat er diese unter Einbeziehung der
Stellungnahme des Letztempfangers zu prifen. Auf die diesbezlglichen Mitteilungspflichten
entsprechend den Nrn. 5.1 bis 5.6 ANBest-P/Nr. 5.1 bis 5.5 ANBest-Gk wird ausdricklich
hingewiesen.

4.2 Offentlichkeitsarbeit und Publizitéat

In Bezug auf die Offentlichkeitsarbeit und Publizitat des Projektes sind die Regelungen aus
dem Merkblatt zur Offentlichkeitsarbeit und Publizitatspflicht im Rahmen der ESF-
Programme des BMFSFJ in der Férderperiode 2014-2020 verbindlich zu beachten. Auf die
Forderung aus dem Europdischen Sozialfonds muss auf allen relevanten Publikationen und
Materialien der Offentlichkeitsarbeit entsprechend den Vorgaben des o. g. Merkblattes
angemessen hingewiesen werden. Das 0. g. Merkblatt ist Bestandteil des Zuwendungsbe-
scheides. Es ist ebenfalls abrufbar im Downloadbereich der Homepage der ESF-Regiestelle
(www.esf-regiestelle.de).

Die Materialien zur Offentlichkeitsarbeit missen vor der Nutzung und/oder Verbreitung
entsprechend den Bestimmungen des Merkblattes zur Offentlichkeitsarbeit und
Publizitatspflicht im Rahmen der ESF-Programme des BMFSFJ in der Forderperiode 2014—
2020 genehmigt und freigegeben werden. Daher missen die Materialien der fachlich-
inhaltlichen Begleitung mit einer ausreichenden Vorlaufzeit vor Druck/Herstellung vorab zur
Freigabe vorgelegt werden.

Zu beachten ist, dass bei sogenannten Web 2.0 Auftritten, das heil3t Prasentation des
Projektes in den sozialen Medien, die Wort-Bild-Marke des BMFSFJ sowie die ESF-/EU-
Logos nicht abgebildet werden darf.

4.3 Stornierungskosten

GemalR Forderrichtlinie zum ESF-Bundesmodellprogramm ,Elternchance Il — Familien friih
fur Bildung gewinnen“ vom 01.06.2015, Nr. 4 ,Zuwendungsvoraussetzung“, sind die
Kursmodule nach den ,Curricularen Anforderungen an die Weiterqualifizierung zum
Elternbegleiter/ zur Elternbegleiterin“ zu gestalten.

In den Curricularen Anforderungen ist fur ein Kursmodul eine durchschnittliche
Teilnehmendenzahl von 18 bis 20 Personen pro Kurs, mindestens aber 15 Personen,
festgelegt.

Fur die Kursplanung und -zuweisung von Teilnehmenden zu den Kursen gilt daher folgendes
Verfahren:

a) Eine Teilnahme von mindestens 15 Personen an einem Kursmodul ist sicherzustel-
len. Gegebenenfalls sind, wenn frihzeitig absehbar ist, dass die Mindestteilnehmer-
zahl nicht erreicht werden kann, Kurse abzusagen bzw. zu verschieben und/oder
zusammenzulegen, um die Teilnahme von mindestens 15 Personen sicherzustellen.
Dabei sind in der Vertragsgestaltung mit den Veranstaltungsstatten Bedingungen zu
wahlen, die Stornierungskosten soweit wie moglich ausschlief3en.

b) Um eine Teilnahme von mindestens 15 Personen an einem Kursmodul sicherzustel-
len, ist bei der Zuweisung zu den Kursen daflir Sorge zu tragen, dass die Zahl 15 +
mindestens 3 Personen, also insgesamt mindestens 18 Personen, betragt. Durch die
erhdhte Zahl von mindestens 18 ,zugelassenen” Teilnehmenden besteht die Mdg-
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lichkeit, dass die Zahl der ,eingetretenen Teilnehmenden, die den Kurs tatséchlich
beginnen, mindestens 15 betragt. Sollte wider Erwarten die Zahl kurzfristig vor
Beginn des Kursmoduls dennoch unterhalb von 15 Personen liegen, so ist dies der
fachlich-inhaltlichen Begleitung, sowie dem BAFzA schriftlich anzuzeigen. Es erfolgt
eine kurzfristige Entscheidung zur Durchfiihrung des Kursmoduls.

c) Tatsachlich beim Projekttrager im Rahmen der Projektumsetzung nach den Fallen a)
und b) angefallene Stornierungskosten kénnen durch das BAFzA als bewilligende
Behdrde nach einer Prifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den Projekttrager
vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekréaftigen Begrindung genehmigt
werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornierungskosten dargelegt werden kann.

Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden
bezogen. Die Unvermeidbarkeit definiert sich dariber, dass Stornokosten grundsatz-
lich dann als zuwendungsfahig anerkannt werden konnten, wenn die begriindete
Absage eines Teilnehmenden so kurzfristig erfolgt, dass eine kostenfreie Stornierung
des Seminarplatzes nicht mehr mdglich ist. Der Zuwendungsempfanger hat hierzu
folgende Nachweise vorzulegen:

¢ Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmenden mit genauem Datum,
wann die Absage eingegangen ist.

e Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden
Tagungsstatte, aus denen hervorgeht, wann die Frist fur eine kostenfreie Stornie-
rung einzelner Platze auslauft.

5. Programmumsetzung
5.1 Zielgruppe

Das ESF-Bundesprogramm ,Elternchance Il — Familien frih fur Bildung gewinnen“ des
BMFSFJ zielt darauf ab, Fachkréfte aus dem Arbeitsfeld der Familienbildung in und neben
den Institutionen der friihkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE-Einrichtungen)
dazu zu befahigen, mit Eltern bei der fruhkindlichen Bildung zusammenzuwirken und
Familien hinsichtlich des Entwicklungs- und Lernweges ihrer Kinder, zu Bildungsgelegenhei-
ten im Alltag und zu Bildungsubergangen beraten zu kénnen. Den Fachkraften wird dazu
eine  modular angelegte berufliche Weiterqualifizierung zur Elternbegleiterin/zum
Elternbegleiter mit anerkanntem Tragerzertifikat angeboten.

Die Weiterqualifizierung zur Elternbegleiterin/zum Elternbegleiter soll durch geeignete
Begleitmalinahmen zur Professionalisierung des beruflichen Handelns und zur Sicherung
der padagogischen Qualitat der Fachkrafte bei Bedarf unterstitzt werden.

Zielgruppe der ESF-Forderung sind insbesondere Fachkrafte in der Eltern- und
Familienbildung: Hauptamtliche oder Honorarkrafte mit einer padagogischen, psychologi-
schen, sozialen, psychosozialen, therapeutischen oder sozialwissenschaftlichen
Grundausbildung und mit Berufserfahrungen in der Familienbildung.

Als Teilnehmende werden nur die Personen gezahlt, fir die ein vollstdndig ausgeflllter
Teilnehmendenfragebogen in der Monitoringdatenbank mit ESF-validen Daten und eine
unterschriebene Einwilligungserklarung mit den Pflichtangaben vorliegt. Die Einwilligungser-
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klarung ist dabei als unterschriebenes Original an das Bundesamt fir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) zu senden.

5.2
5.2.1

5.2.2

5.3
5.3.1

Indikatoren

Fiur jedes Projekt muss pro Forderjahr und Férdersumme je nach Zielgebiet eine
Mindestanzahl an Teilnehmenden die Qualifizierung entsprechend dem Konzept des
Projekttragers durchlaufen.

Wenn Projekttrager weniger Teilnehmende mit ihrem Projekt erreichen, erhalten Sie
auch entsprechend anteilig weniger Fordermittel.

Der zu erzielende Outputindikator (Anzahl der Eintritte in das Projekt) wird dem
Projekttrager mit dem Zuwendungsbescheid mitgeteilt.

Die Teilnehmendenzahlen miissen Uber die Gesamtlaufzeit betrachtet werden.
Vorubergehend geringere Teilnehmendenzahlen kdnnen innerhalb der restlichen
Laufzeit ausgeglichen werden. Bei drohender Zielverfehlung kann es zum (Teil-)
Widerruf des Zuwendungsbescheides kommen.

Im Falle einer absehbaren Nicht-Erreichung des Outputindikators wird den
Projekttragern bei Fragen durch das BAFzA als bewilligende Behédrde in enger
Zusammenarbeit mit der fachlich-inhaltlichen Begleitung Unterstiitzung angeboten,
z. B. in Form von Beratungsgesprachen. Dabei wird wie folgt verfahren:

- Die fachlich-inhaltliche Begleitung der ESF-Regiestelle wird sich, soweit mdglich,
bereits im Vorfeld mit dem Projekttrager in Verbindung setzen und diesen beziig-
lich der avisierten Ziele und Mdglichkeiten beraten.

- Sollte sich nach der Beratung herausstellen, dass die Teilnehmendenzahlen
voraussichtlich nicht erreicht werden kdnnen, erfolgt seitens des BAFzA eine Prii-
fung dahingehend, ob eine anteilige Kirzung der beantragten jahrlichen ESF-
Mittel notwendig ist.

Kann der vorgegebene Outputindikator voraussichtlich nicht erreicht werden, ist die
Verringerung des Outputindikators, seitens des Projekttragers, beim BAFzA schriftlich
in Form eines Anderungsantrages im Online-Férderportal ZUWES Il zu beantragen.

Auf Basis des Outputindikators wird der Ergebnisindikator festgelegt. Mit diesem wird
Uberpruft, wie erfolgreich die MaRnahme im Hinblick auf die Qualifizierungsabschlis-
se zu Elternbegleiterinnen/Elternbegleitern war. Die Nichterreichung des Ergebnisin-
dikators ist finanziell nicht sanktionsbehaftet.

Monitoring

Grundlage fir die Berichtspflichten der Verwaltungsbehdrde an die Europdische
Kommission sind die gemeinsamen Output- und Ergebnisindikatoren fir ESF-
Interventionen gemafl? Anhang | der ESF-Verordnung VO (EU) Nr. 1304/2013. Der
Projekttrager ist verpflichtet, die Indikatoren und weitere programmrelevante Daten zu
erheben und sie zu vorgegebenen Terminen an das BAFzA zu ubermitteln. Hierzu ist
der Projekttrager verpflichtet mit den fiur das Monitoring und die Evaluierung des
Programms beauftragten Stellen zusammenarbeiten.
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5.3.2

5.3.3

534

5.35

5.3.6

Insbesondere sind durch den Projekttrager mittels Teilnehmendenfragebogen die
Daten der am Projekt Teilnehmenden zu erheben. Diese Teilnehmendendaten
missen unverziglich nach der jeweiligen Erhebung in das Monitoringsystem einge-
geben werden.

Nach bestatigter Eingabe in das System ist der Teilnehmendenfragebogen zu ver-
nichten.

Die Vorlage der Teilnehmendendaten ist Bedingung fir die Gewahrung der
Zuwendung.

Das BAFzA stellt als programmumsetzende Stelle des ESF-Bundesprogramms
.Elternchance 1l — Familien friih fir Bildung gewinnen“ den beteiligten Tragern eine
Monitoringdatenbank zur Verfliigung, mit deren Hilfe elektronische Fallakten geflihrt
werden konnen. Das BAFzA stellt in diesem Rahmen einen Teil der technischen
Infrastruktur und gewahrleistet den technischen Betrieb der Verfahren. Es handelt
insoweit als Auftragnehmer einer Auftragsdatenverarbeitung fir die Projekttrager.
Diese bleiben als Auftraggeber die fir die Datenverarbeitung verantwortliche Stelle
und sind gegeniber dem Auftragnehmer auch weisungsbefugt.

Dartber hinaus kénnen die Zuwendungsempfanger einen Teil der zur Verfliigung
gestellten EDV-Verfahren auch Dritten, d. h. Weiterleitungsempfangern, zur Verfi-
gung stellen. In diesem Fall handeln die Zuwendungsempféanger als Auftragnehmer
einer Auftragsdatenverarbeitung fir die Weiterleitungsempfanger und stellen diesen
die EDV-Verfahren zur Verfligung. Das BAFzA wiederum handelt als von den Zu-
wendungsempfangern beauftragter Unterauftragnehmer. Die Weiterleitungsempféan-
ger bleiben als Hauptauftraggeber die fur die Datenverarbeitung verantwortliche
Stelle und sind gegeniber Auftragnehmer (Zuwendungsempféanger) und Unterauf-
tragnehmer (BAFzA) auch weisungsbefugt.

Die elektronischen Fallakten kdnnen umfangreiche und unterschiedliche, auch
personenbezogene Daten enthalten. In den Fallakten sind Stammdaten und weitere
programmrelevante Informationen Uber die Teilnehmenden dokumentiert, die insbe-
sondere der Bewertung der Intervention bzw. Programmfdrderung dienen. Die Daten
werden fur die Programmbegleitung pseudonymisiert auf einen Auswertungsserver
ubertragen und von dort durch einen weiteren Datentransfer aufgrund der gegentber
der EU bestehenden Berichtspflichten an diese Ubermittelt.

Zur Nutzung der Monitoringdatenbank ist es aus Grinden des Datenschutzes und
der Nutzungsvereinbarung erforderlich, dass zwischen den Projekttragern, die aktiv
Daten in die Monitoringdatenbank eingeben und dem BAFzA als bewilligende Behor-
de zu Beginn der Forderung eine ,Vereinbarung zur Auftragsdatenverarbeitung”
(VADV) geschlossen wird.

Die Erfassung der Teilnehmenden gehort zum verpflichtenden Berichtswesen
(Monitoring) des Europaischen Sozialfonds. D. h. alle Teilnehmenden missen, sofern
sie mehr als acht Stunden in Malinahmen des Projektes verbringen, in der beglei-
tenden Monitoringdatenbank erfasst werden. Ferner missen Teilnehmende eine
Einwilligungserklarung unterzeichnen. Fiur die Evaluation des ESF-Programms
werden gezielt Teilnehmende sechs Monate nach ihrem Projektaustritt zu ihrem
Arbeitsstatus befragt; aus diesem Grund ist es wichtig, dass die Teilnehmenden-
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5.3.7

5.3.8

5.4

Kontaktdaten in der Monitoringdatenbank vollstdndig sind und nach Mdglichkeit eine
Mobilnummer sowie eine E-Mail-Adresse umfassen.

Die zwingend zu unterzeichnenden Einwilligungserklarungen missen folgende
Mindestvoraussetzungen (kumulierend) erfllen, damit sie gultig sind:

- Teilnehmenden-ldentifikationshnummer (wird in der Monitoringdatenbank generiert
und bei automatischer Bereitstellung der Einwilligungserklarung tbertragen)

- Unterschrift der Teilnehmenden
- Datum
- Ort

Die Einwilligungserklarungen sind im Original an das BAFzA zu senden. Dort wird die
Einhaltung dieser Mindestvoraussetzungen gepruft und ggf. nachgefordert. Ohne
diese Mindestvoraussetzungen konnen die Teilnehmenden nicht bertcksichtigt
werden.

Die EU-Kommission ist dariiber hinaus daran interessiert zu erfahren, welche und wie
viele Teilnehmernde direkt durch den ESF unterstitzt wurden. Fir alle Projektaktivita-
ten sind Teilnehmendenlisten (Angabe des Vor- und Nachnamens) zu fuhren, die von
den Anwesenden unterschrieben werden muissen. Die Teilnehmendenliste muss
durch die Abbildung des entsprechenden Logos einen eindeutigen Bezug zum ESF-
Bundesprogramm ,Elternchance Il — Familien frih fir Bildung gewinnen“ herstellen
und das Thema sowie das Durchfuhrungsdatum missen aus der Liste hervorgehen.

Querschnittsziele

Neben den programmspezifischen Zielen ist der Projekttrager verpflichtet, die Querschnitts-
ziele der Europaischen Union im Projekt mit zu berlcksichtigen. Die Berucksichtigung der
Querschnittsziele wird im Rahmen des Antragsverfahrens sowie des Sachberichtes zum
Zwischen- und Verwendungsnachweis tberpruft.

Die drei Querschnittsziele sind:

a) Gleichstellung von Mannern und Frauen

b) Nichtdiskriminierung und

c) nachhaltige 6kologische Entwicklung.

5.5

Gender Mainstreaming

Der Projekttrager ist verpflichtet, bei der Durchfihrung des Projekts die Gleichstellung von
Frauen und Mannern als durchgéngiges Leitprinzip (Gender Mainstreaming) zu beachten.

Alle

schriftichen  Arbeiten sind in geschlechtergerechter Sprache abzufassen.
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Anlage I: Nachweis Personalausgaben und Personalgestellung bei Prifung von Ausgabenerklarungen

(Bitte beachten: Bei Vor-Ort-Priifungen sind ggf. dartiber hinausgehende Nachweise vorzuhalten)

Wann vorzulegen?

Was muss vorgelegt werden?

Hinweise

Bei 1. betroffener
Ausgabenerklarung sofern
nicht bei Antragsprifung
bereits vorgelegt

Arbeitsvertrag

Arbeitsplatzbeschreibung inkl. Stellenbewertung
mittels Formular (abrufbar auf www.esf-regiestelle.de)

Personalbogen mittels Formular (abrufbar auf www.esf-
regiestelle.de)

Quialifikationsnachweise

bei Beamten und sonstigen 6ffentlich Bediensteten:
Zuweisung durch schriftliche Aufgabenubertragung
oder Abordnungsverfigung oder vergleichbare
Bescheinigung

zur Zuwendungsfahigkeit der einzelnen Personalkostenbestandteile
siehe Nr. 2.2.11

Bestatigung des prozentualen Anteils des/der
Mitarbeiter/in im Projekt

siehe Nr. 2.2.10

Bei jeder Ausgabenerkla-
rung, sofern als vertieft zu
prufender Beleg
ausgewahlt oder durch
BAFzA angefordert

monatliches Arbeitgeber-Lohnjournal/-konto

Als zahlungsbegrindender Beleg fiir das Arbeitgeber-Brutto ist ein
Lohnjournal oder -konto vorzulegen. Dieses muss erkennbar aus
einem zertifizierten elektronischen System stammen (siehe Nr. 1.2.17)

Gehaltsnachweis oder Beziigemitteilung

Als zahlungsbegrindender Beleg fir die Aufschlisselung der
Lohnbestandteile sollte ein Gehaltsnachweis vorgelegt werden. Falls
die Lohnbestandteile bereits aus dem monatlichen Arbeitgeber-
Lohnjournal/-konto hervorgehen, kann hierauf verzichtet werden.
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bei anteilig im Projekt Beschéftigten: zwingend zu
fuhrender Stundennachweis

siehe Nr. 2.2.10

Zwingend bei jeder
Ausgabenerklarung

ab dem 01.05.2019: Regelmé&Rige Vorlage eines
Nachweises zum festen Anteil der Beschaftigung im
Projekt; Abweichung nur bei sporadischem
Projekteinsatz: weiterhin zwingend zu fihrender
Stundennachweis

siehe Nr. 2.2.9

Grundséatzlich bei der 1.
Meldung der Ausgabe in
einer Ausgabenerklarung,
sofern als vertieft zu
prufender Beleg
ausgewahlt oder durch
BAFzA angefordert

Gegebenenfalls bei
folgenden Ausgabenerkla-
rungen, sofern durch das
BAFzA angefordert

Bei Projekttrager mit ANBest-P:
Zahlungsflussnachweis zu/m

a) Gehalt

b) Steuern

c) Sozialversicherungsbeitragen

d) ggf. vermdgenswirksamen Leistungen

e) gdf. ZVK/betrieblicher Altersvorsorge

Die regelmafRig im Rahmen der Mittelabrufprifung vorzulegenden
Zahlungsnachweise konnen fir die Punkte b)-e) als Zahlungsfluss-
nachweise im Rahmen einer Gesamtubersicht/Sammelliste erfolgen.
Bitte beachten Sie, dass im Falle einer Vor-Ort-Prifung oder auf
besondere Anforderung hin die Einzelnachweise vorgehalten werden
missen.

Im Rahmen der 1. Mittelabrufprifung mit Belegen missen bei
Zahlungsflussnachweis alle Einzelbestandteile der Personalkosten in
entsprechenden Belegen ausgewiesen sein, um die Schlissigkeit des
Gesamtbetrages prifen zu kénnen. Das bedeutet, dass

a) der AG-Anteil an die Sozialversicherung auf die RV, KV, AV,
PV usw. aufzuschliisseln ist; ein Gesamtbetrag SV-AG reicht
hier nicht aus

b) dass bei den einzelnen Umlagen (U1, U2, U3) grundsatzlich
eine Aufteilung erfolgen muss, um den Gesamtbetrag nach-
vollziehen zu kénnen.

ACHTUNG: Zuwendungsempfanger mit den ANBest-Gk miissen
generell keinen Nachweis des Zahlungsflusses erbringen. Das gilt
auch fir Kirchen, kirchliche Trager und Organisationen, sofern diese
Kdrperschaften des offentlichen Rechts sind. Auch hier gilt, dass der
Zahlungsfluss im Falle einer Vor-Ort-Priiffung oder auf besondere
Anforderung hin aber jederzeit nachweisbar sein muss.
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Anlage II: Uberblick zu den Regelungen fir die Erfassung, Meldung
und Abrechnung von Teilnehmenden in der 2. Férderphase des ESF-
Bundesprogramms , Elternchance Il — Familien frah fur Bildung

gewinnen®

Mit diesen Regelungen, die als Anlage Il verbindlich in eine Neufassung des Finanztechni-
schen Forderleitfadens aufgenommen werden, werden die bestehenden Regelungen vom
10.12.2018, welche mit Schreiben vom 06.02.2019 mitgeteilt wurden, ersetzt.

Szenario la:

Teilnehmer/in bewirbt sich auf die Qualifizierung, tritt diese an
und beendet diese

Erfassung in eFa:

Meldung nach DATES:

EWE:

Abrechnung:

Ergebnisindikator:

Die/der Teilnehmer/in durchlauft das regulére Bewerbungsverfah-
ren; d.h. er/sie reicht die Bewerbung Uber den Bewerbungsserver
ein, schliel3t einen Vertrag inkl. Erteilung der Einwilligungserkla-
rung und wird einem Kurs zugeordnet. Der/die Teilnehmer/in wird
in eFa angelegt.

In eFa muss mittels einer Checkbox durch den Zuwendungsemp-
fanger markiert werden, dass der/die Teilnehmer/in die Ma3nahme
tatsachlich angetreten hat (Pflichtfeld in eFa). Hierzu findet durch
den Zuwendungsempfanger ein Abgleich mit der Teilnehmenden-
liste der Qualifizierungsveranstaltung statt. Die Dokumentation in
eFa erfolgt direkt nach Durchlauf des ersten Kursmoduls. Erst
jetzt ist der/die Teilnehmer/in in eFa ESF-valide und kann nach
DATES Il gemeldet werden.

Die unterschriebene Einwilligungserklarung wird an das BAFzA
Ubersandt.

Die teilnehmende Person erhalt eine Rechnung zur Entrichtung
Bearbeitungsgebihr vier Wochen vor Kursbeginn. Dieser wird im
Vorsystem ZUWES Il als Einnahme verbucht.

Der/die Teilnehmende beendet erfolgreich den Kurs und wird zum
Ergebnisindikator ,erfolgreiche Qualifizierung zur/m Elternbeglei-
ter/in“ gezahlt.

Szenario 1b:

Teilnehmer/in bewirbt sich auf die Qualifizierung, tritt diese
an; beendet diese aber nicht

Erfassung in eFa:

Meldung nach DATES:

Die/der Teilnehmer/in durchlauft das regulére Bewerbungsverfah-
ren; d.h. er/sie reicht die Bewerbung Uber den Bewerbungsserver
ein, schliel3t einen Vertrag inkl. Erteilung der Einwilligungserkla-
rung und wird einem Kurs zugeordnet. Der/die Teilnehmer/in wird
in eFa angelegt.

In eFa muss mittels einer Checkbox durch den Zuwendungsemp-
fanger markiert werden, dass der/die Teilnehmer/in die Ma3nahme
tatsachlich angetreten hat (Pflichtfeld in eFa). Hierzu findet durch
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EWE:

Abrechnung:

Ergebnisindikator:

den Zuwendungsempfanger ein Abgleich mit der Teilnehmenden-
liste der Qualifizierungsveranstaltung statt. Erst jetzt ist der/die
Teilnehmer/in in eFa ESF-valide und kann nach DATES Il gemel-
det werden.

Die unterschriebene Einwilligungserklarung wird an das BAFzA
Ubersandt.

Die teilnehmende Person erhélt eine Rechnung zur Entrichtung
der Bearbeitungsgebuhr vier Wochen vor Kursbeginn. Dieser wird
im Vorsystem ZUWES Il als Einnahme verbucht.

Sofern die MaRhahme nicht beendet wird bzw. eine Weiterfiihrung
zu einem spateren Zeitpunkt nicht geplant ist, erfolgt keine Qualifi-
zierung zum/r Elternbegleiter/in. Abbrecher/innen tragen nicht zum
Ergebnisindikator bei.

Sollte ein Austritt zu der bestehenden Teilnahme zu einem spate-
ren Zeit-punkt dokumentiert werden, so gilt fur eine erfolgreiche
Meldung an DATES II, dass das Austrittsdatum innerhalb der
Laufzeit des Vorhabens liegen muss.

Sollte der/die Teilnehmende schon ausgetreten sein, kann er/sie
wieder eintreten (ohne Eigenbeteiligung). Bei mehrfachen Teil-
nahmen, die innerhalb derselben Vorhabenlaufzeit liegen, wird der
erste Eintritt und der letzte Austritt fir die Meldung an DATES I
bertcksichtigt, wenn diese jeweils vollstdndig und valide sind.

Szenario 2:

Teilnehmer/in bewirbt sich auf die Qualifizierung, tritt diese
aber nicht an

Erfassung in eFa:

Meldung nach DATES:

EWE:

Die/der Teilnehmer/in durchlauft das regulére Bewerbungsverfah-

ren; d.h. er/sie reicht die Bewerbung Uber den Bewerbungsserver

ein, schliel3t einen Vertrag inkl. Einwilligungserklarung und wird ei-
nem Kurs zugeordnet. Der/die Teilnehmerin wird damit in eFa an-

gelegt.

In eFa wird die Checkbox, dass der/die Teilnehmer/in die
Malnahme tatsachlich angetreten hat (Pflichtfeld in eFa), nicht
markiert. Die dadurch nicht vollstdndigen ESF-
Teilnehmendendaten verbleiben in eFa und stehen fir eine spéate-
re Bearbeitung weiterhin zur Verfugung, so dass bei einer mogli-
chen spéateren Teilnahme keine erneute Bewerbung erfolgen
muss. Erst wenn der/die Teilnehmer/in die Mal3nahme antritt, sind
die Daten der/des Teilnehmer/in in eFa ESF-valide und kdnnen
nach DATES Il gemeldet werden. Die Teilnehmer/innen, die die
Malnahme nicht angetreten haben, sind aus eFa auswertbar.

Die Einwilligungserklarung wird an das BAFzA Ubersandt, da hier
gemal des Hinweisdokumentes fir die Teilnehmenden die Be-
troffenenrechte geltend gemacht werden kénnen und keine Unter-
scheidung stattfindet, ob Daten an DATES Il gemeldet werden.
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Abrechnung:

Ergebnisindikator:

Mit der Bearbeitungsgebihr wird seitens des Zuwendungsemp-
fangers geman seinen internen Festlegungen zur Stornierung von
Teilnahmen verfahren. Etwaige Stornokosten sind entsprechend
den Festlegungen des Finanztechnischen Forderleitfadens in der
letztgiltigen Fassung (siehe Nr. 4.3) zuwendungsfahig.

Da kein Eintritt gemeldet wird, kann auch kein Austritt gemeldet
werden, womit der Ergebnisindikator entfallt.

Szenario 3a:

Teilnehmer/in hat sich in der 1. Férderphase auf die
Qualifizierung beworben, diese aber nicht angetreten

Erfassung in eFa:

Meldung nach DATES:

EWE:

Abrechnung:

Ergebnisindikator:

Die/der Teilnehmer/in hat das regulare Bewerbungsverfahren
durchlaufen; d.h. er/sie hat die Bewerbung tGber den Bewerbungs-
server eingereicht, einen Vertrag inkl. Einwilligungserklarung ab-
geschlossen und wurde einem Kurs zugeordnet. Der/die
Teilnehmerin wurde in eFa angelegt.

Der/die Teilnehmer/in wurde nach DATES Il gemeldet, hat aber
die MaRnahme nicht begonnen, d.h. er/sie ist kein/e Teilnehmer/in
im ESF-Projekt. Die Datensatze mussen in DATES Il geléscht
werden.

Im Falle einer erneuten Teilnahme in der 2. Férderphase ist das
Bewerbungsverfahren dann neu zu durchlaufen.

Die Einwilligungserklarung wurde an das BAFzA lbersandt.

Mit der Bearbeitungsgebihr wird seitens des Zuwendungsemp-
fangers gemal seinen internen Festlegungen zur Stornierung von
Teilnahmen verfahren. Sofern der/die Teilnehmer/in in der 2. For-
derphase erneut an einer Qualifizierung teilnehmen will, muss
er/sie die Bearbeitungsgebuhr unabhangig davon, ob er diesen be-
reits entrichtet hat, erneut entrichten.

Da kein Eintritt gemeldet wird, kann auch kein Austritt gemeldet
werden, womit der Ergebnisindikator entfallt.

Szenario 3b:

Teilnehmer/in hat sich in der 1. Férderphase auf die
Qualifizierung beworben, diese angetreten, aber in der 1. For-
derphase nicht beendet

Erfassung in eFa:

Meldung nach DATES:

Die/der Teilnehmer/in hat das reguléare Bewerbungsverfahren
durchlaufen; d.h. er/sie hat die Bewerbung tber den Bewerbungs-
server eingereicht, einen Vertrag inkl. Einwilligungserklarung ab-
geschlossen und wurde einem Kurs zugeordnet. Der/die
Teilnehmerin wurde in eFa angelegt.

Der/die Teilnehmer/in wurde nach DATES Il gemeldet, hat die
Malnahme begonnen, aber nicht in der 1. Férderphase abge-
schlossen. D.h. er/sie ist Teilnehmer/in im ESF-Projekt. Sollte
der/die Teilnehmerin sich in der 2. Forderphase erneut fur die
Qualifizierung erfolgreich bewerben, dann wird die Teilnahme
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nicht an DATES Il gemeldet, da die Person bereits gemeldet wur-
de. Hierzu findet ein automatischer Abgleich in eFa statt.

EWE: Die unterschriebene Einwilligungserklarung liegt schon beim
BAFZzA.
Abrechnung: Sofern der/die Teilnehmer/in in der 2. Forderphase erneut an einer

Qualifizierung teilnehmen will, muss er/sie die Bearbeitungsgebihr
unabhangig davon, ob er diesen bereits entrichtet hat, erneut ent-
richten.

Ergebnisindikator: Fur den/die Teilnehmende ist in eFa am Ende der 1. Férderphase
kein erfolgreicher Austritt dokumentiert. Sollte der/die Teilnehmen-
de in der 2. Forderphase den Kurs erfolgreich absolvieren, kann
sie in keinem Fall zum Ergebnisindikator beitragen: Bei einer (a)
nachtraglichen Dokumentation in der ersten Forderphase wirde
das Austrittsdatum auf3erhalb der Vorhabenlaufzeit liegen. Bei ei-
ner (b) erneuten Teilnahme in der 2. Forderphase wirde der Ein-
tritt nicht gemeldet werden, da die Person bereits am Programm
teilgenommen hat. Wenn kein Eintritt gemeldet wird, kann auch
kein Austritt gemeldet werden.

Seite 39 von 39



	Finanztechnischer Förderleitfaden zum ESF-Bundesprogramm „Elternchance II – Familien früh für Bildung gewinnen“
	2.Förderphase vom 01.01.2019 bis 31.12.2021
	Änderungen 
	1.Fördergrundsätze
	1.1 Rechtlicher Rahmen der Förderung
	1.2 Grundsätze der Förderung 
	2.Finanzierung
	2.1 Art und Umfang der Zuwendung
	2.2 Personalausgaben 
	2.3 Direkte Sachausgaben 
	3. Auszahlung, Finanzmonitoring und Belegnachweisfüh-rung 
	4. Weitere Zuwendungsbestimmungen 
	4.1 Weiterleitung der Zuwendung 
	4.2 Öffentlichkeitsarbeit und Publizität 
	4.3 Stornierungskosten 
	5. Programmumsetzung 
	5.1 Zielgruppe 
	5.2 Indikatoren 
	5.3 Monitoring 
	5.4 Querschnittsziele 
	5.5 Gender Mainstreaming 
	Anlage I: Nachweis Personalausgaben und Personalgestellung bei Prüfung von Ausgabenerklärungen 
	Anlage II: Überblick zu den Regelungen für die Erfassung, Meldung und Abrechnung von Teilnehmenden in der 2. Förderphase des ESF-Bundesprogramms „Elternchance II – Familien früh für Bildung gewinnen“ 




